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3 Internationale Kirchen 
 

3.1 Die Anschläge des 11. September 2001 

3.1.1 Internationale Kirchenführer 

Für den Lutherischen Weltbund drücken Präsident Christian Krause und 

Generalsekretär Ismael Noko in einem Schreiben an die Mitgliedskirchen in 

den USA ihr tiefstes Mitgefühl aus. Ohne eine genaue Befürchtung 

auszusprechen, beten sie, „dass Gott den Regierenden der Vereinigten 

Staaten politischen Mut und Weisheit bei ihren Beratungen darüber geben 

möge, wie sie auf diese beispiellosen Greueltaten reagieren sollen. Wir 

bitten, dass die traumatische Erfahrung des Hasses nicht dazu führen möge, 

dass Hass und Gewalt weiter an Raum gewinnen. Wir bitten um Frieden.“1 

Walter Kasper, Präsident des Päpstlichen Rates zur Förderung der 

Einheit der Christen, äußert sich respektvoll über andere Religionen: 

„Applying the criteria of their own quest for unity, Christians respect the 

other religions. They know that the ‚New Law’ of the spirit of charity 

encourages acceptance and does not exclude legitimate diversity. They 

know that they have in common with the other religions the weapon of 

prayer to implore peace.“2 

Für den Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland verurteilt der 

Ratsvorsitzende Hasan Özdogan „aufs schärfste diesen barbarischen Akt der 

Unmenschlichkeit, der durch nichts zurechtfertigen ist“3. Er distanziert sich 

entschieden von den Gewalttaten: „Terror hat keine Religion und die 

Ermordung unschuldiger Zivilisten kann niemals mit religiösen Motiven 

begründet werden. Vor allem der Islam, der im Wortsinne Frieden bedeutet, 

bietet Terroristen keine Heimat.“4 

Beim ökumenischen Gedenkgottesdienst im Mainzer Dom am ersten 

Jahrestag der Anschläge kommen auch die Vertreter von Islam und 

Judentum zu Wort. Nadeem Elyas, der Vorsitzende des Zentralrats der 

Muslime in Deutschland, fordert, Lehren aus der Katastrophe zu ziehen: 
                                                 
1 Krause & Noko: Brief (12. September 2001). 
2 Kasper: Erklärung (7. Januar 2002). 
3 Özdogan: PM (12. September 2001). 
4 ebd. 
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„Keine Religion ist vor Missbrauch gefeit. Hass und Fanatismus vermögen 

aus jeder edlen Lehre eine vernichtende Waffe zu gestalten. Schuld sind die 

Vorurteile und die Verallgemeinerungen, die manchen die blinde Zerstörung 

als gerechte Handlung erscheinen lassen. Schuld sind nicht die Religionen 

und die Lehren, sie sind vielmehr Opfer. Schuld ist die Erziehung zum Hass 

und Fanatismus. Schuld sind die Ungerechtigkeiten auf der Erde, die den 

Boden für Terrorismus und Gewalt bereiten.“5 Elyas bringt den auch im 

christlichen Diskurs aufgenommenen Aspekt der fehlenden Gerechtigkeit 

ein: „Schuld sind aber auch die von der Ersten Welt hingenommene und 

zum Teil verursachte Unterdrückung vieler Völker, ihre politische 

Entmündigung und wirtschaftliche Verelendung.“6 

Im Grußwort von Paul Spiegel, dem Präsidenten des Zentralrats der 

Juden in Deutschland, wird die Ursache des Terrors im Hass von 

islamischen Fundamentalisten gegen den Westen gesehen. Kritisiert wird, 

man habe sich der Illusion hingegeben, das Problem im Nahen Osten lokal 

eingrenzen können. „Diese gefährliche Illusion ist mit dem 11. September 

zerborsten. Die Erfahrungen dieses Tages haben unseren Blick für die 

Dimension der Gefahr geschärft, die uns von Seiten eines zum Äußersten 

entschlossenen Fundamentalismus droht.“7 Betont wird von Spiegel, dass 

Israel, die USA und der ganze Westen Zielscheibe des islamistischen 

Terrors sei: „Sein aus Arroganz und Minderwertigkeitsgefühlen gemischter 

Hass wendet sich ja mit seiner Brutalität nicht nur gegen Amerika oder 

Israel, sondern gegen alles, was westlich ist.“8 Im Gegensatz zu dieser 

klaren Abgrenzung der beiden Seiten im laufenden Konflikt steht Spiegels 

versöhnliches Ende seiner Rede: „Damit der Unfriede, der ja idealer 

Nährboden für Hass und Fanatismus ist, überwunden werden kann, braucht 

es mehr als Panzer und Raketen. Es braucht die Bereitschaft zwischen den 

Menschen, zwischen Völkern und Kulturen, aufeinander zuzugehen, 

miteinander – wie bei dieser Konferenz – ins Gespräch zu kommen und im 

                                                 
5 Elyas: Ansprache beim Ökumenischen Gottesdienst in Mainz (11. September 2002), in: 
epd-Doku 40/02, S. 9f. 
6 ebd. 
7 Spiegel: Grußwort beim Ökumenischen Gottesdienst in Mainz (11. September 2002), in: 
epd-Doku 40/02, S. 11. 
8 ebd. 
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Anderen nicht nur den Fremden, sondern auch den Mitmenschen zu 

erkennen.“9 

Spiegel hatte bereits ein halbes Jahr zuvor bei einer Kundgebung des 

Zentralrats der Juden in Deutschland vor der Frankfurter Paulskirche den 

Kritikern Israels die Meinung gesagt: „Die einseitige Verurteilung der 

Vorgehensweise des israelischen Militärs ist kurzsichtig und nicht hilfreich. 

Im Nahen Osten herrscht Krieg. Und dieser Krieg muss mit einem Sieg über 

den Terrorismus enden.“10 Spiegel macht klar, dass er im Kampf gegen den 

Terror militärische Maßnahmen den politischen vorzieht: „Natürlich bedarf 

es nach dem militärischen Kampf gegen den Terror in einem zweiten Schritt 

einer politischen Perspektive. Es muss den notleidenden Palästinensern 

dringend eine lebenswerte Zukunft geboten werden. Diese muss man mit 

einer politischen Führung aushandeln, die sich ernsthaft für das Wohl ihres 

Volkes einsetzt. Das muss eine palästinensische Führung sein, die dem 

Terror eine klare Absage erteilt.“11 

Einen neuen Aspekt des Weges zum Frieden bringt Michael L. 

Fitzgerald, Präsident des Päpstlichen Rates für den interreligiösen Dialog, 

zur Sprache. In seiner Botschaft zum Ende des Ramadan 2002 weist er den 

Religionen eine bedeutende Rolle bei der Bewahrung des Friedens zu: „In 

dieser Hinsicht ist die Erziehung ein Bereich, wo die Religionen einen 

besonderen Beitrag zu leisten haben. Wir sind in der Tat überzeugt, dass die 

Wege zum Frieden über die Erziehung führen. Dank dieser letzteren ist die 

Person fähig, ihre eigene Identität und auch die des anderen zu erkennen.“12 

 

3.1.2 Die Kirchen in den USA 

Die Bischöfe der United Methodist Church sprechen sich in einem 

Pastoralbrief grundsätzlich gegen Gewalt aus: „We, your bishops, believe 

that violence in all of its forms and expressions is contrary to God’s purpose 

for the world. Violence creates fear, desperation, hopelessness and 

instability. We call upon the church to be a community of peace with justice 

and to support individuals and agencies all over the world who are working 
                                                 
9 ebd. 
10 Spiegel: Kundgebung in Frankfurt (10. April 2002). 
11 ebd. 
12 Fitzgerald: Botschaft zum Ende des Ramadan (25. November 2002). 
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for the common good for all of God’s children. We also call upon the 

church to study and work toward alleviating the root causes of poverty and 

the other social conditions that are exploited by terrorists.”13 

John H. Thomas, Präsident der United Church of Christ, war am 11. 

September 2001 zu Gast in Berlin und zeigte sich beeindruckt von den 

Solidaritätsbekundungen der Berliner Bürger: „Countless strangers took my 

hand and said, ‘We are so sorry’.”14 Sein Gebet für die verantwortlichen 

Politiker: „Guide the leaders of the United States, and their colleagues 

around the world, that they may turn away from violence and vengeance, 

seeking the way that leads to reconciliation, justice and hope.”15 

Gabriel Fackre von der United Church of Christ reflektiert die Frage, 

ob die USA an den Ereignissen des 11. September 2001 so ganz unschuldig 

sind: „And what of our own share in the judgment of God for an American 

hubris so graphically symbolized by the Babel-like proportions of our 

towers? Are we free of all guilt of the horror that happened? What is it about 

us that evokes the hate of so many of the world’s poor?”16 

Die U. S. Conference of Catholic Bishops (USCCB) beklagt den 

Missbrauch der Religion zur Rechtfertigung von Gewalt: „It is wrong to use 

religion as a cover for political, economic or ideological causes. It 

compounds the wrong when extremists of any religious tradition radically 

distort their professed faith in order to justify violence and hatred. Whatever 

the motivation, there can be no religious or moral justification for what 

happened on September 11. People of all faiths must be united in the 

conviction that terrorism in the name of religion profanes religion.”17 Als 

Schlussfolgerung aus den Geschehnissen propagieren die Bischöfe den 

Dialog: „This is a time to engage in dialogue with Muslims, Jews, fellow 

Christians and other faith communities. We need to know more about and 

understand better other faiths, especially Islam. We also need to support our 

interfaith partners in clearly repudiating terrorism and violence, whatever its 

source.”18 

                                                 
13 UMC, Bishops: Pastoral Letter (September 2001). 
14 Thomas: PM (Oktober 2001). 
15 ebd. 
16 Fackre: PM der UCC (5. Oktober 2001). 
17 USCCB: Pastoral Message (14. November 2001). 
18 ebd. 
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3.2 Der Krieg in Afghanistan 

3.2.1 Internationale Zusammenschlüsse 

Scharfe Kritik an der „unkritischen Haltung“19 Deutschlands gegenüber dem 

Militäreinsatz der USA üben die lateinamerikanischen Kirchen. Das 

berichtet der EKD-Auslandsbischof Rolf Koppe nach einer Reise nach 

Argentinien, Uruguay und Paraguay. „Wir müssen die Stimmen aus den 

Schwesterkirchen in aller Welt sehr ernst nehmen“20, resümiert Koppe. 

Seiner Meinung nach zögen die USA die politischen Folgen eines langen 

Militäreinsatzes nicht ausreichend ins Kalkül. Der Auslandsbischof 

verwendet Bundeskanzler Schröders Ausdruck von der „uneingeschränkten 

Solidarität“21 mit den USA in einem anderen Zusammenhang und fordert: 

„Vor allem den Opfern von Gewalt und Krieg muss die Sorge und die 

uneingeschränkte Solidarität der Kirchen gelten.“22 

Ishmael Noko, Generalsekretär des Lutherischen Weltbundes, 

bedauert, dass „diplomatische Anstrengungen keine Wege eröffnet haben, 

die einen Einsatz von Waffengewalt vermieden hätten“23. Er fordert ein 

baldmögliches Ende der Militäraktion und formuliert seine Erwartungen an 

die USA: „Die Vereinigten Staaten müssen künftig bei der Überwindung 

der zahlreichen Ursachen von Konflikt und Terror in der Welt eine neue und 

andere Rolle spielen. Die Erwartung an die Vereinigten Staaten wird sein, 

dass sie ihre Rolle wahrnehmen als zuhörendes und konstruktives 

Teammitglied in multilateralen Foren und zwar im Rahmen der 

fortgesetzten Anstrengungen, die überall mit dem Ziel unternommen 

werden, einen internationalen Konsens und internationale Zusammenarbeit 

zu erzielen.“24 

Nadeem Elyas, der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime in 

Deutschland, warnt die USA in einem Interview vor einem Krieg in 

Afghanistan: „Ein Angriff gegen Afghanistan ist nicht gleichzusetzen mit 

einem Angriff gegen den Terrorismus und gegen die Taliban. Das Volk in 

                                                 
19 EKD: PM (17. Oktober 2001). 
20 ebd. 
21 Kirchschlager (2007), S.137. 
22 ebd. 
23 Noko: Erklärung (8. Oktober 2001). 
24 ebd. 



6 

Afghanistan wird angegriffen. Das führt dazu, dass Emotionen in der 

islamischen Welt hoch hergehen [sic!].“25 Er rät stattdessen: „Der 

Terrorismus ist nur durch langfristige Pläne und Aktionen zu bekämpfen 

und nicht durch Militärschläge.“26 

 

3.2.2 Die Kirchen in den USA und England 

Der Erzbischof von Canterbury, George Carey, gleichzeitig Präsident der 

Anglikanischen Gemeinschaft, verneinte vor der Anglikanischen Synode 

einen Krieg gegen den Islam: „This is not a jihad and it is not a crusade. It is 

not finally about Christianity and Islam and nor is it between Christianity 

and Islam.”27 Um das Verhältnis zwischen den Religionen nicht zu 

gefährden, spricht sich der Erzbischof aber für ein Ende der Militäraktion in 

Afghanistan aus: „Even though the target is terrorism not Islam, it has been 

argued that military action in Afghanistan may challenge good Christian – 

Muslim relations. I understand the argument. That is one reason why there 

can be no blank cheque for the use of force. I have said repeatedly that any 

military action needs to be proportionate. It cannot be open-ended; it cannot 

be an end in itself. That was true yesterday and remains true in the light of 

today’s military developments.28 

Ein Jahr später – am Jahrestag der Anschläge des 11. September – 

spricht Carey sich aber für eine Fortsetzung des war on terror aus. Dabei 

verwendet er – ähnlich wie US-Präsident Bush – die Kategorien von Gut 

und Böse: „Now let’s be very clear about it. The fight against terrorism 

must continue. Because what happened on September the eleventh last year 

was an act of evil and profound wickedness. Nothing has changed or will 

change that fact. Nothing can excuse it. Evil and the threat of evil are 

constantly with us. That’s a fundamental part of our Christian understanding 

of the world, and as Christians we are called to combat and to resist it, to do 

all we can to help the light prevail over the darkness..“29 

                                                 
25 Elyas: Interview (28. September 2001). 
26 ebd. 
27 Carey: Synod Debate on the International Situation (13. November 2001). 
28 ebd. 
29 Carey: Sermon preached at Trinity Wall Street, New York (11. September 2002). 
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Gegen militärische Gewalt als Antwort auf terroristische Gewalt 

spricht sich das Collegium of Officers der United Church of Christ (UCC) 

aus und begründet dies theologisch: „As Christians we confess that violence 

has been met by further violence, that we have turned from the way of the 

Cross to the way of the sword, that God’s intentions are once again denied, 

that the vision of just peace remains exclusive in a world fascinated by 

military might. There can be no joy for us this week, only lament. Lord, 

have mercy.”30 Die Vertreter der UCC wenden sich aber auch gegen 

Stimmen, die dem Westen eine Mitschuld an den Terrorschlägen von 9/11 

geben: „The brutal attacks of September 11 cannot be blamed on God or on 

the failures of our own nation’s policy. They remain the responsibility of 

those who planned and carried them out and they must be brought to 

justice.”31 

Auch Jay Lintner, ehemaliger Peace Priority Coordinator der UCC, 

warnt vor militärischer Gewalt – selbst in einem gerechten Krieg: „Revenge 

is looking just below the surface. And the U.S. government shows little 

interest in any larger concept of justice than using military force to stop or 

kill terrorists and end the threat of current terrorists. But this is why the 

Christian community has never regarded just war theory as the whole 

answer. The Christian tradition is much richer, and voices have been raised 

in the mainline able to exploit for his terrorist purposes. These include, 

above all, addressing the Israeli/Palestinan conflict.”32 

Die United Church of Christ (UCC) ist die Partnerkirche der Evangelischen 

Kirche im Rheinland (EKiR). Nach Einschätzung von deren Präses 

Nikolaus Schneider ist die UCC eine „Kirche des gerechten Friedens“ und 

vertritt US-Bürger, die mit der Regierungspolitik nicht einverstanden sind: 

„Unsere Partnerkirche steht für dasjenige Amerika, das für Gerechtigkeit, 

für ein multilaterales Demokratieverständnis und für die Abschaffung der 

Todesstrafe im eigenen Land eintritt.“33. 

Verteidigt wird der Militäreinsatz von Richard Land, dem Sprecher 

der Southern Baptist Convention: „Our military response is the only one that 

                                                 
30 UCC, Collegium of Officers: Statement (12. Oktober 2001). 
31 ebd. 
32 Lintner: Statement (18. Februar 2002). 
33 Schneider: Bilanz der Tagung der EKiR in Düsseldorf (18. März 2004), in: epd-Doku 
16/04, S. 37. 
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could be expected given the act of war that was perpetrated on the United 

States on Sept. 11.”34 Er begründet die Legitimität des Krieges biblisch: 

„The 13th chapter of the Book of Romans tells us that government has the 

biblical authority to use lethal force to exact justice.”35 Ein Verzicht auf 

militärische Gewalt hätte nach Lands Worten den Terrorismus gestärkt: „If 

we did nothing, the terrorist acts would escalate. Bin Laden and his fanatical 

followers will not stop until they are disabled and disarmed. We must 

remove their safe havens and camps that allow them to strike at a time of 

their choosing against innocent men, women and children. If you want to 

get rid of the malaria of international terrorism, you just can’t swat 

mosquitoes; you have to drain the swamp.”36 

Auch die Southern Baptist Convention unterstützt bei ihrem 

jährlichen Zusammentreffen im Juni 2002 die Politik von US-Präsident 

Bush: „Be it resolved, that we applaud the moral clarity of the President of 

the United States in his denunciation of terrorists as ‘evildoers’ who must be 

resisted; and be it further resolved, that we wholeheartedly support the 

actions of the United States government, its intelligence agencies, and its 

military, in the just war against the terrorist networks and their state 

sponsors.”37 

 

3.2.3 US-amerikanische Intellektuelle 

Warum die „amerikanischen Werte“ notfalls auch mit militärischer Gewalt 

zu verteidigen sind, versuchen 60 US-amerikanische Intellektuelle im 

Februar 2002 in einem Offenen Brief zu begründen. Zu den Unterzeichnern 

gehören unter anderem Samuel Huntington und Michael Walzer. Zu Beginn 

des Briefes definieren die Autoren die „American Values“: 

The first is the conviction that all persons possess innate human dignity as a birthright, 
and that consequently each person must always be treated as an end rather than used as 
a means. (…) 
Second, and following closely from the first, is the conviction that universal moral 
truths … exist and are accessible to all people. (…) 
The third is the conviction that, because our individual and collective access to truth is 
imperfect, most disagreements about values call for civility, openness to other views, 
and reasonable argument in pursuit of truth. 

                                                 
34 Land: PM (8. Oktober 2001). 
35 ebd. 
36 ebd. 
37 Southern Baptist Convention: Annual Meeting (11.-12. Juni 2002). 
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The fourth is freedom of conscience and freedom of religion. These intrinsically 
connected freedoms are widely recognized, in our own country and elsewhere, as a 
reflection of basic human dignity and as a precondition for other individual freedoms.38 

Obwohl die Unterzeichner des Briefs aus unterschiedlichen 

religiösen und moralischen – auch säkularen – Traditionen kommen, 

negieren alle einen Heiligen Krieg: „None of us believe that God ever 

instructs some of us to kill or conquer others of us. Indeed, such an attitude, 

whether it is called ‚holy war’ or ‚crusade’, not only violates basic 

principles of justice, but is in fact a negation of religious faith, since it turns 

God into an idol to be used for man’s own purpose.“39 

Der Text rechtfertigt jedoch ausdrücklich einen „gerechten Krieg“ 

und definiert ihn nach der kirchlichen Tradition: „The primary moral 

justification for war is to protect the innocent from certain harm.“40 

Darüberhinaus gehend bringen die Unterzeichner einen gerechten Krieg 

sogar mit einem Akt der Nächstenliebe in Verbindung: „If one has 

compelling evidence that innocent people who are in no position to protect 

themselves will be grievously harmed unless coercive force is used to stop 

an aggressor, then the moral principle of love of neighbor calls us to the use 

of force.”41 

Das Schreiben endet mit einem feierlichen Versprechen: „We pledge 

to do all we can to guard against the harmful temptations – especially those 

of arrogance and jingoism – to which nations at war so often seem to yield. 

At the same time, with one voice we say solemnly that it is crucial for our 

nation and its allies to win this war. We fight to defend ourselves, but we 

also believe that we fight to defend those universal principles to human 

rights and human dignity that are the best hope for humankind.”42 

Einen Monat später meldet sich eine andere Gruppe US-

amerikanischer Intellektueller in einem offenen Brief „An unsere Freunde in 

Europa“ zu Wort. Darin verurteilen unter anderem der Schriftsteller Gore 

Vidal, der katholische Bischof Thomas Gumbleton, der Historiker Howard 

Zinn und der Physiker Alan Sokal den Anti-Terror-Kampf der Bush-

Administration: „Dieser Krieg kennt keine klaren Grenzen, weder räumlich, 

                                                 
38 Institute for American Values: What We’re Fighting For (12. Februar 2002). 
39 ebd. 
40 ebd. 
41 ebd. 
42 ebd. 
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noch zeitlich, noch, was das Ausmaß an Zerstörung betrifft.“43 Die Folgen 

werden krass beschrieben: „Die absehbare materielle Zerstörung geht ins 

Unermessliche. Dasselbe gilt für die menschlichen Verluste, nicht nur an 

Leben, sondern auch im Hinblick auf die Verzweiflung und den Hass von 

Millionen Menschen, die hilflos zusehen müssen, wie ihre Welt von den 

Vereinigten Staaten verwüstet wird, einem Land, das seine moralische 

Autorität für ebenso absolut und unanfechtbar hält wie seine militärische 

Macht.“44 

Herbe Kritik üben die Unterzeichner am Text der 60 

Kriegsbefürworter vom Februar: „Der größte Trugschluss der Apologeten 

der US-Kriegspolitik ist die Gleichsetzung der "amerikanischen Werte", so 

wie sie in unserem Land verstanden werden, mit der Ausübung von 

wirtschaftlicher und vor allem militärischer Macht der USA im Ausland. 

Selbstverherrlichung ist ein berüchtigtes Wesensmerkmal der US-

amerikanischen Kultur, das in einer Einwanderungsgesellschaft eine 

nützliche Rolle bei der Assimilierung neuer Bürger spielen mag. Aber leider 

hat der 11. September hier zu beispiellosen Extremen geführt. Das hat zur 

Folge, dass die unter US-Bürgern weit verbreitete Illusion verstärkt wird, 

die ganze Welt orientiere sich voll Bewunderung oder Neid an den 

Vereinigten Staaten fixiert, so wie diese sich selbst sehen: als wohlhabend, 

demokratisch, großzügig, gastfreundlich und offen für alle Rassen und 

Religionen, als Inbegriff universeller menschlicher Werte und letzte und 

beste Hoffnung der Menschheit.“45 

Die Ziele des war on terror werden in diesem Brief ganz anders 

beschrieben als in dem Text von Februar: 

Tatsächlich verfolgen die Kriege Bushs genau die Absicht, die US-Macht im Ausland 
zu behaupten und zu stärken. In diesen Kriegen wird die weltweite Projektion der 
Macht der USA verteidigt, nicht die Freiheit der Amerikaner und ihr Lebensstil. In 
Wirklichkeit schwächen Kriege im Ausland die von den US-Bürgern geschätzten 
Werte, statt sie zu verteidigen oder gar auszubreiten. Aber Regierungen, die 
Aggressionskriege führen, werben immer um Unterstützung, indem sie die Bürger 
davon überzeugen versuchen, dass der Krieg notwendig ist, um edle Ideale zu 
verteidigen oder zu verbreiten. Der Hauptunterschied zwischen den imperialen Kriegen 
der Vergangenheit und dem globalen Machstreben der Vereinigten Staaten heute liegt in 
der um ein Vielfaches größeren Zerstörungskraft, die nun zur Verfügung steht. Das 
Missverhältnis zwischen der materiellen Zerstörungskraft und der konstruktiven Kraft 
menschlicher Weisheit war noch nie so groß und gefährlich. Die Intellektuellen können 

                                                 
43 Abeel et al.: an unsere Freunde in Europa (11. April 2002). 
44 ebd. 
45 ebd. 
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wählen, ob sie sich dem Chor jener anschließen möchten, die die brutale Anwendung 
von Macht verherrlichen, indem sie ihr "geistige Werte" andichten, oder ob sie die 
schwierigere und wichtigere Aufgabe übernehmen wollen, die arrogante Torheit der 
Mächtigen zu entlarven und mit der gesamten Menschheit zusammenzuwirken, um 
Wege einem vernünftigen Dialog, gerechten wirtschaftlichen Beziehungen und 
Gerechtigkeit für alle zu finden.46 

Auch in Deutschland gibt es eine Reaktion auf den Brief der 60 US-

Intellektuellen vom Februar 2002. „Eine Welt der Gerechtigkeit und des 

Friedens sieht anders aus“ nennen 90 Wissenschaftler, Künstler und 

Publizisten47 unter Federführung der Organisation „Internationale Ärzte für 

die Verhütung des Atomkriegs“ ihre Antwort, die am 2. Mai 2002 

veröffentlicht wird. Darin wird der war on terror energisch abgelehnt: „Der 

Krieg der so genannten Antiterror-Allianz in Afghanistan ist kein ‚gerechter 

Krieg ‚ – ein unglückseliger Begriff, den wir nicht akzeptieren –, er verletzt 

selbst die von Ihnen angeführte Bedingung, ‚Unschuldige vor sicherem Leid 

zu bewahren’ in krasser Form.“48 Die von den US-Intellektuellen als Wert 

angeführte Menschenwürde müsse universal gelten: „Uns ist es 

unverständlich, dass Sie in Ihrem Aufruf über den Massenmord an der 

afghanischen Zivilbevölkerung als Folge des mit den modernsten 

Waffensystemen geführten Bombenkrieges kein einziges Wort verlieren. 

Die Unantastbarkeit der Würde des Menschen gilt nicht nur für Menschen in 

den Vereinigten Staaten, sondern auch für Menschen in Afghanistan, ja 

sogar für die Taliban und die Al-Qaeda-Gefangenen auf Guantanamo.“49 

Enttäuscht zeigen sich die Unterzeichner davon, dass nach dem 

Zusammenbruch der Sowjetunion keine „neue Ära der Abrüstung, der 

Völkerverständigung, des Dialogs der Kulturen und der Hoffnung für 

Milliarden von durch Hunger und Krankheit Not leidenden und 

gedemütigten Menschen“50 begonnen hat. Stattdessen hätten die USA „ihre 

Fantasie sowie ihre wissenschaftlich-technischen und ökonomischen 

Kapazitäten darauf [konzentriert], ihre Position als die einzig verbliebene 

Supermacht in der Welt zu festigen und eine unipolare Weltordnung zu 

etablieren“51. 

                                                 
46 ebd. 
47 u. a. Franz Alt, Tankred Dorst, Walter Jens, Dieter S. Lutz, Friedrich Schorlemmer, 
Dorothee Sölle, Günter Wallraff. 
48 Dürr et al.: FR (2. Mai 2002), S. 7. 
49 ebd. 
50 ebd. 
51 ebd. 



12 

In der Replik werfen die US-amerikanischen Intellektuellen ihren 

deutschen Kollegen vor, in ihrem Brief schwinge „Gleichgültigkeit 

gegenüber den Gefahren mit, die von muslimischen Extremisten ausgeht“52. 

Dass die Deutschen den Anstieg der islamistischen Gewalt als Folge der 

Instabilität der Machtbalance in der gegenwärtig unipolaren Weltordnung 

beschrieben hatten, ergebe eine seltsame Konsequenz: „Falls die USA und 

ihre Verbündeten, das deuten Sie in Ihrem Brief zumindest an, weniger 

Macht und Einfluss und Staaten wie Saudi-Arabien, Irak, Iran sowie andere 

Länder im Nahen Osten mehr Macht und Einfluss hätten, würde die Welt 

sicherer und friedlicher. Wenn man bedenkt, dass viele dieser Staaten 

(obwohl nicht alle), die Sie als zu wenig mächtig und einflussreich 

empfinden, von Despoten regiert werden, die ihre eigene Bevölkerung 

unterdrücken und jenen Terror exportieren, der gegenwärtig die Welt 

bedroht – inklusive der islamischen Welt –, dann können wir uns Ihrer 

Empfehlung nicht anschließen.“53 

 

3.3 Die Irak-Krise 

3.3.1 Gemeinsame Erklärungen von Kirchenführern 

Zu einer bemerkenswerten Friedensinitiative kommt es auf Anregung des 

EKD-Ratsvorsitzenden Manfred Kock am 5. Februar in Berlin: Vorwiegend 

protestantische und orthodoxe Führer von Kirchen aus Europa, dem Nahen 

Osten und den USA54 treffen Bundeskanzler Gerhard Schröder und geben 

eine gemeinsame Erklärung gegen den drohenden Irak-Krieg heraus. Darin 

wird bedauert, „dass die mächtigsten Nationen dieser Welt Krieg wieder als 

ein akzeptables Mittel der Außenpolitik betrachten. Dies schafft ein 

internationales Klima der Furcht, Bedrohung und Unsicherheit.“55 

Insbesondere die Ziele eines Irak-Krieges können die Kirchenführer nicht 

                                                 
52 Institute for American Values: Ist die Anwendung von Gewalt moralisch gerechtfertigt? 
(8. August 2002). 
53 ebd. 
54 u. a. Manfred Kock (EKD), Konrad Raiser (Ökumenischer Rat der Kirchen), Keith 
Clements (Konferenz Europäischer Kirchen), Nuhad Daoud Tomeh (Middle East Council 
of Churches), Bob Edgar (National Council of Churches, USA). Auffallend ist, dass 
Kirchenvertreter aus den kriegsbefürwortenden Ländern England und Spanien fehlen. 
55 Verantwortliche aus europäischen Kirchen: Aufruf (5. Februar 2003), in: epd-Doku 7/03, 
S. 54. 
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akzeptieren: „Ein präventiver kriegerischer Angriff als Mittel, um die 

Regierung eines souveränen Staates auszuwechseln, ist unmoralisch und 

stellt eine Verletzung der UN-Charta dar.“56 Auch diese kirchliche 

Äußerung leidet an mangelnder Konkretheit. So wird gefordert: „Den 

Menschen im Irak muss die Hoffnung gegeben werden, dass es Alternativen 

sowohl zu Diktatur als auch zu Krieg gibt.“57 Worin diese Alternativen 

bestehen, sagen die Kirchenführer aber nicht. Ein Aufruf zum Protest gegen 

den Krieg kommt bei dem Treffen nicht zustande: „Einige würden gerne zu 

weltweiten Protestaktionen aufrufen, anderen ist dies zu politisch.“58 Die 

Erklärung der Kirchenführer ist dennoch politisch einseitig ausgefallen. Sie 

erwähnt – im Gegensatz zu den oben erwähnten Erklärungen der 

evangelischen und römisch-katholischen Kirche in Deutschland – mit 

keinem Wort die Bedrohung, die vom Regime Saddam Husseins ausgeht. 

Angesichts der politisch vorsichtigen Erklärung des EKD-Rates vom 24. 

Januar 2003, in der ein Angriff auf den Irak lediglich als „derzeit nicht zu 

rechtfertigen“ bezeichnet wird,59 ist es nicht verständlich, wie der EKD-

Ratsvorsitzende Kock innerhalb von zwei Wochen seine Unterschrift unter 

zwei so unterschiedliche Stellungnahmen setzen konnte. 

Mit der politischen Einseitigkeit bieten die Kirchenführer 

Angriffsflächen, die von der konservativen Presse und Politik auch sofort 

genutzt werden. Die Frankfurter Allgemeine fordert am 8. Februar 2003 die 

Kirchen auf: „Anstelle im Namen Gottes Politik zu machen, sollten sie 

Politik in Verantwortung vor Gott und den Menschen machen.“60 Johannes 

Christian Koecke von der Konrad-Adenauer-Stiftung hält in einer Analyse 

am 10. Februar 2003 den Kirchenführern vor, alte Klischees zu pflegen: 

„Mit dieser Erklärung, die unter dem Schirm des Ökumenischen Rates der 

Kirchen und ihrem Generalsekretär Konrad Raiser steht, haben die in 

diesem Verbund zusammengeschlossenen Kirchen den Eindruck bestätigt, 

den sie auch während des Kalten Krieges abgegeben haben. Schon damals 

lag für sie die Hauptverantwortlichkeit für Wettrüsten und Kriegsgefahr bei 

                                                 
56 ebd. 
57 ebd. 
58 SoBl Nr. 7 (16. Februar 2003), S. 7. 
59 Kirchschlager (2007), S. 183. 
60 Deckers: FAZ Nr. 33 (8. Februar 2003), S. 1. 
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der NATO und den USA. Sie haben sich damit jeglicher Chance begeben, 

politisch ernst genommen zu werden.“61 

Richard Land, Sprecher der Southern Baptist Convention, erinnert an 

das von Bob Edgar vom National Council of Churches mitunterzeichnete 

Dokument der Kirchenführer an die Friedensbewegung der späten 60er-

Jahre: „When I read Bob Edgar’s statement, I could almost hear the once-

familiar sounds of people saying, ‚Give peace a chance’. Bob, this is not 

1968, and this is not Vietnam.“62 

Die Erklärung der Kirchenführer stellt fest: „Es sind noch nicht alle 

friedlichen und diplomatischen Mittel ausgeschöpft worden, um den Irak zu 

zwingen, den Resolutionen des UN-Sicherheitsrates zu folgen.“63 Welche 

Mittel dies sind, wird aber nicht genannt. In dieser Stellungnahme zeigt sich 

die Schwierigkeit des richtigen Zeitpunkts kirchlicher Äußerungen. Gerade 

ein Text, der eine gemeinsame Erklärung mehrerer Personen darstellt, ist oft 

das Ergebnis längerer Konsultationen. Auf aktuelle Ereignisse kann damit 

nicht mehr reagiert werden. Insofern ist der Zeitpunkt der Veröffentlichung 

der Kirchenführer ungeschickt gewählt, denn am selben Tag tritt in New 

York der UN-Sicherheitsrat zusammen, um über den Irak zu debattieren. 

Dabei beschuldigt US-Außenminister Colin Powell den Irak, Sprengköpfe 

mit biologischen Waffen zu verstecken und mit der Al Qaida 

zusammenzuarbeiten.64 Auf Powells Auftritt vor der UN, der an diesem Tag 

die Top-Meldung aller Medien war, kann die Erklärung der Kirchenführer 

nicht mehr eingehen und wirkt daher veraltet. 

Eine ausgewogenere Erklärung gibt der Exekutivausschuss des 

Ökumenischen Rats der Kirchen (ÖRK) wenige Tage nach der 

Stellungnahme der Kirchenführer ab. Es heißt zwar einleitend, der 

Ausschuss des ÖRK schließe sich „uneingeschränkt“ diesem Statement an65, 

im weiteren Verlauf der Stellungnahme erklärt der Exekutivausschuss 

jedoch ausdrücklich, dass er „die Verletzung der Grundrechte und 

Grundfreiheiten im Irak durch die irakische Regierung verurteilt und diese 

                                                 
61 Koecke: Text der Reihe Argumente (10. Februar 2003), in: epd-Doku 13/03, S. 40. 
62 Land: This is Not Vietnam (19.-27. März 2003). 
63 Verantwortliche aus europäischen Kirchen: Aufruf (5. Februar 2003), in: epd-Doku 7/03, 
S. 55. 
64  vgl. Blätter 48.2003.4, S. 388. 
65 vgl. ÖRK: Erklärung des Exekutivausschusses, 18.-21. Februar 2003, in: epd-Doku 
13/03, S. 25. 
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auffordert, dafür Sorge zu tragen, dass die bürgerlichen und politischen, 

wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte einschließlich der 

religiösen Rechte aller Bürger und Bürgerinnen des Landes uneingeschränkt 

geachtet werden“.66 Damit schützt sich die Erklärung vor dem Vorwurf der 

Einseitigkeit und kann die US-amerikanische und britische Regierung 

aufrufen, „sich einer einseitigen präventiven Militärintervention zu 

enthalten“67. Die Kirchen werden vom ÖRK ermutigt, „auch weiterhin 

jegliche Politik der nationalen Sicherheit, die präventive 

Militärinterventionen als legitime Selbstverteidigung betrachtet, zu 

kritisieren und in Frage zu stellen, weil sie gegen die Grundsätze und den 

Geist der UN-Charta verstößt“68.  

Der Zentralrat der Muslime in Deutschland gibt zum Abschluss 

seiner Klausurtagung in Aachen im März 2003 eine Erklärung zur Irak-

Krise ab. Darin wird die Abschaffung aller Massenvernichtungswaffen 

gefordert – nicht nur im Irak: „Wir setzen uns für die Vernichtung 

sämtlicher Massenvernichtungswaffen ein, wo immer sie existieren, sei es 

im Irak, in Israel oder Nordkorea; in Indien oder Pakistan; in Russland, 

China, Großbritannien, Frankreich oder den Vereinigten Staaten von 

Amerika.“69 Die Erklärung richtet den Blick auch auf die gesamte 

Krisenregion in Nahost: „Wir sind mit der Bundesregierung davon 

überzeugt, dass der Frieden in der nahöstlichen Region – wie auch in 

Palästina – nur mit friedlichen Mitteln gefördert werden kann und begrüßen 

daher die Bemühungen der Kirchen, der Gewerkschaften und der Mehrheit 

der Völkergemeinschaft um den Frieden und gegen einen jeden Krieg.“70 

 

3.3.2 Internationale Zusammenschlüsse 

Ishmael Noko, Generalsekretär des Lutherischen Weltbundes, wendet sich 

im September 2002 in einem Brief an Robin Cook, den ehemaligen 

britischen Außenminister und amtierenden Vorsitzenden des Unterhauses in 

London. Darin wendet er sich gegen eine Militäraktion ohne UN-Mandat: 

                                                 
66 a. a. O., S. 26. 
67 ebd. 
68 ebd. 
69 ZMD: Erklärung (2. März 2003). 
70 ebd. 
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„Es ist im Blick auf die brutalen Angriffe der Regierung Saddam Husseins 

auf ihre Nachbarn und gar ihr eigenes Volk notwendig und richtig, dass die 

internationale Gemeinschaft darauf besteht, dass der Irak die 

Waffeninspekteure der Vereinten Nationen akzeptiert. Dass jedoch einige 

derselben Stimmen, die darauf bestehen, dass der Irak den Entscheidungen 

des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen Folge leistet, gleichzeitig keine 

Notwendigkeit sehen, eine Entscheidung über den Einsatz militärischer 

Mittel ebenfalls dem Sicherheitsrat vorzulegen, ist zutiefst Besorgnis 

erregend.“71 Noko warnt ausdrücklich vor einer Schwächung des 

Völkerrechts: „Wenn die Herrschaft des Völkerrechts von den Nationen der 

Welt respektiert werden soll, muss diese für alle gleichermaßen bindend 

sein und es darf keiner Nation, egal wie mächtig sie sein mag, von ihren 

Verbündeten und Freunden erlaubt werden, diese unparteiische Herrschaft 

außer Kraft zu setzen.“72 

Nach Nokos Ansicht wird ein Militärschlag gegen den Irak auch 

negative Auswirkungen auf einen weiteren Krisenherd haben: „Der zur 

Diskussion stehende Militärschlag wird in keiner Weise zur Schaffung eines 

gerechten Friedens im Nahen Osten beitragen. Er wird vielmehr 

wachsenden Hass, Misstrauen und Rachedurst zur Folge haben. Ich hoffe, 

dass der politische Einfluss Ihres Landes und seine militärische Macht nicht 

zur Destabilisierung des Nahen Ostens und der Welt insgesamt zum Tragen 

kommen, sondern zugunsten eines tragfähigen und gerechten Friedens 

eingesetzt werden.“73 

Kurz vor Kriegsausbruch tagt das Exekutivkomitee des Lutherischen 

Weltbundes und richtet eine Botschaft des Friedens an die Welt: „Wir rufen 

diejenigen, die die Straße des Krieges beschreiten, auf, auf den Weg des 

Friedens zurückzukehren.“74 Das Komitee unterstützt die Forderung nach 

der Zerstörung der irakischen Massenvernichtungswaffen, fordert aber 

weitergehende weltweite Abrüstung: „Alle Massenvernichtungswaffen, über 

die das Regime Saddam Husseins verfügen mag, sollten zerstört werden. 

Wir glauben jedoch nicht, dass bereits alle diplomatischen Mittel 

                                                 
71 Noko: Brief an Cook (30. August 2002). 
72 ebd. 
73 ebd. 
74 LWB: Erklärung des Exekutivkomitees (15. März 2003). 
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ausgeschöpft sind. Und selbst dann, wenn erklärt wird, dass der Irak keine 

solchen Waffen mehr besitzt, wird die Menschheit weiter mit dieser 

Bedrohung konfrontiert bleiben, da viele andere Staaten – einschließlich 

derer, die momentan die Entwaffnung des Irak fordern – auch in Zukunft 

über solche Arsenale verfügen werden und international der Waffenhandel 

weiterhin floriert.“75 

Das Exekutivkomitee des Lutherischen Weltbundes wehrt sich auch 

gegen die Anwendung der Lehre vom gerechten Krieg auf die momentane 

Situation: „Die in der gegenwärtigen internationalen Debatte so häufig 

bemühten Kriterien eines ‚gerechten Krieges’ wurden entwickelt, um die 

Anwendung kriegerischer Mittel einzuschränken und nicht, um sie zu 

rechtfertigen. Ja, sie widersprechen eindeutig einem Präventivkrieg mit dem 

Ziel eines ‚Regimewechsels’. Keinesfalls kann die Theorie des gerechten 

Krieges, die Teil der lutherischen Tradition ist, im Kontext des 

internationalen Terrorismus und der Massenvernichtungswaffen angewendet 

werden. In unserer Zeit besteht die entscheidende Aufgabe darin, sich von 

der Theorie des ‚gerechten Krieges’ ab- und der Entwicklung von Kriterien 

für einen ‚gerechten Frieden’ zuzuwenden.“76 

Paul Spiegel, der Präsident des Zentralrats der Juden in Deutschland, 

hat große Zweifel, ob das von vielen europäische Nationen geforderter 

Abwarten und Verhandeln erfolgreich sein würde: „Was geschähe dann, 

wenn die USA ihren Angriff unterlassen? (…) Keine einzige Bombe fällt 

auf Bagdad, die Uno wird weiterhin Saddam vergeblich auffordern, endlich 

Beobachter ins Land zu lassen. Unterdessen rüstet der Diktator immer 

weiter auf, bekommt jetzt auch noch, dank eines neuen 

Kooperationsvertrages mit den Russen, Unterstützung aus Moskau und 

wird, neben biologischen und chemischen Kampfstoffen, in nicht allzu 

ferner Zukunft doch noch eine Atombombe besitzen und sei es nur die 

‚schmutzige Bombe’.“77 

 

3.3.3 Die Kirchen in den USA 

                                                 
75 ebd. 
76 ebd. 
77 Spiegel: Die Welt (12. September 2002). 
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In den USA stößt die plakative Frömmigkeit von Präsident George W. Bush 

nicht auf ein solches Misstrauen wie in Europa, „wo man gewohnt ist, 

Glauben und Politik strikt zu unterscheiden“78. Dennoch gibt es auch in den 

USA kirchliche Pro- und Contra-Stimmen zum Kurs des Präsidenten. 

Bereits im Oktober 2002 veröffentlichen mehrere US-amerikanische und 

britische Kirchenführer unter dem Namen United for Peace eine 

Proklamation, in der gefordert wird, den Irak ohne Waffen zu entwaffnen.79 

Als Begründung führen sie unter anderem an, dass ein Krieg zu viele zivile 

Opfer fordern könnte, nicht den erforderlichen internationalen Rückhalt 

besäße und die Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht gewahrt sei. Unter 

Anwendung der Kriterien des Gerechten Kriegs kommen die Verfasser zu 

dem Schluss, dass ein Irak-Krieg illegal wäre. Zum einen habe die 

Regierung „not presented an adequate justification for war.“80 Zum anderen 

sei die einzig legitime Instanz, die über einen Krieg entscheiden dürfe, der 

UN-Sicherheitsrat. 

Im Januar 2003 besuchen 13 US-Bischöfe auf Einladung des 

nahöstlichen Kirchenrates den Irak.81 Anschließend bringen 46 im National 

Council of Churches organisierte religiöse Führer aus den USA in einem 

Brief an Präsident Bush ihre Sorge wegen eines drohenden Krieges zum 

Ausdruck: „You are no doubt well aware of our activities to slow the rush to 

war and our continuing uneasiness about the moral justification for war on 

Iraq.“82 Auf die Bitte der Kirchenführer nach einem Treffen reagiert Bush 

nicht. 

Die United Methodist Church äußert sich in zahlreichen 

Stellungnahmen kritisch gegenüber der US-Politik. Dabei setzt sie sich vor 

allem für den Schutz der unbeteiligten Bevölkerung ein: „We as United 

Methodist Christians: urge the President of the United States to repudiate 

violence and killing and victimizing of innocent people; oppose the use of 

indiscriminate military force to combat terrorism, especially where the use 

                                                 
78 Thielmann: RM Nr. 7 (13. Februar 2003), S. 28. 
79 United for Peace: Disarm Iraq Without War (10. Oktober 2002). 
80 ebd. 
81 vgl. SoBl Nr. 4 (26. Januar 2003), S. 1. 
82 National Council of Churches: Brief an US-Präsident Bush (30. Januar 2003). 
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of such force results in casualties among noncombatant citizens.”83 

Abgelehnt wird von den Methodisten auch die neue Sicherheitsdoktrin der 

Vereinigten Staaten: „A national security doctrine of ‘preemptive strike’ is 

an fear-based doctrine that ignores international law and reinforces a belief 

in ‘might makes right’. It fosters a political climate that stifles dissent and 

human rights in many nations. (…) A doctrine of ‘preemptive war’ places a 

great moral burden and heightened physical risk on young women and men 

serving in the armed forces.”84 

Einig mit dem Papst zeigt sich die römisch-katholische Kirche der 

USA. Der Präsident der United States Conference of Catholic Bishops 

(USCCB), Bishop Wilton D. Gregory, übergibt am 13. September 2002 

Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice einen Brief an US-Präsident George 

W. Bush, den er im Auftrag des Administrativkomitees der 

Bischofskonferenz geschrieben hatte. Er erinnert darin an den Brief seines 

Amtsvorgängers Joseph Fiorenza ein Jahr zuvor, in dem das USCCB 

militärische Gewalt gegen Afghanistan befürwortet hatte. „We believe Iraq 

is a different case“85, betont Gregory jedoch im Jahr 2002 und begründet 

dies mit fehlenden Beweisen für eine Beteiligung des irakischen Regimes 

am internationalen Terrorismus: „Given the precedents and risks involved, 

we find it difficult to justify extending the war on terrorism to Iraq, absent 

clear and adequate evidence of Iraqi involvement in the attacks of 

September 11th or of an imminent attack of a grave nature.“86 Am Ende des 

Briefes steht sogar ein Appell an Bush, nicht in den Krieg zu ziehen: „We 

respectfully urge you to step back from the brink of war and help lead the 

world to act together to fashion an effective global response to Iraq’s threats 

that conforms with traditional moral limits on the use of military force.“87 

Konkreter wird die katholische Bischofskonferenz der USA in ihrer 

Stellungnahme im November 2002. Sie warnt vor einer voreiligen 

Anwendung der Argumentationsfigur der causa iusta aus der Lehre vom 

gerechten Krieg: „We are deeply concerned about recent proposals to 

                                                 
83 General Conference Resolution 317 („Terrorism“), in: UMC, Global Ministries: 
Statement (5. Februar 2003). 
84 UMC, Global Ministries: Statement (5. Februar 2003). 
85 Gregory: Letter to President Bush on Iraq (13. September 2002). 
86 ebd. 
87 ebd. 
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expand dramatically traditional limits on just cause to include preventive 

uses of military force to overthrow threatening regimes or to deal with 

weapons of mass destruction.”88 Bezüglich des Ziels der Militäraktion 

bestehen die Bischöfe auf einer deutlichen Unterscheidung zweier Fälle: „A 

distinction should be made between efforts to change unacceptable behavior 

of a government and efforts to end that government’s existence.”89 Auch die 

in der bellum-iustum-Lehre vorgeschriebene Verhältnismäßigkeit und 

Erfolgsausicht des Krieges gegen den Irak wird von den amerikanischen 

Bischöfen angezweifelt: „The use of force might provoke the very kind of 

attacks that it is intended to prevent, could impose terrible new burdens on 

an already long-suffering civilian population, and could lead to wider 

conflict and instability in the region.”90 

Solange die UN-Waffeninspektoren keine Anzeichen für eine akute 

Bedrohung gefunden hätten, sei eine Militäraktion nicht gerechtfertigt, 

schreibt der Erzbischof von New York, Edward M. Egan im Februar 2003 

in einer weltweiten Internetkonferenz des Vatikan.91 

Bei den katholischen Gläubigen in den USA ist die Stimmung 

gespalten. Während sich die Bischöfe einmütig gegen den Krieg 

aussprechen, votieren die Gläubigen in einer Umfrage mit 50 Prozent für 

und 45 Prozent gegen einen Angriff.92 Ähnlich schätzt auch der 

Apostolische Nuntius in Deutschland, Giovanni Lajolo, die Situation in den 

USA ein: „Was die katholische Bevölkerung betrifft, so ist wohl 

anzunehmen, dass die Meinung der Katholiken der der Mehrheit der 

Bevölkerung entspricht, und die steht z. Z. hinter Präsident Bush.“93 Dass 

die Kriegsgegner den Papst auf ihrer Seite haben, ist für die amerikanischen 

Katholiken eine neue Erfahrung: „Liberale Katholiken, die sonst nicht viel 

anfangen können mit dem Vatikan, klammern sich jetzt an Strohhalme und 

finden in dem ‚Starrsinnigen alten Mann’ in Rom einen Bundesgenossen. 

Konservative Katholiken, die sich gerne in den vatikanischen 

Verlautbarungen zu Abtreibung und Zölibat sonnen, müssen hinnehmen, 

                                                 
88 United States Conference of Catholic Bishops: Statement on Iraq (13. November 2002). 
89 ebd. 
90 ebd. 
91 vgl. RM Nr. 7 (13. Februar 2003), S. 29. 
92 vgl. Ege: SoBl Nr. 11 (16. März 2003), S. 3. 
93 Lajolo: Interview mit der Katholischen Sonntagszeitung (3. März 2003). 
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dass der Heilige Vater diesmal etwas ganz anderes will als der 

republikanische Präsident.“94 

Widerstand gegen den Krieg des Methodisten George W. Bush gibt 

es auch von der Vereinigten Methodistenkirche in Washington, deren 

Sprecher Jim Winkler der Regierung Bush „beispiellose Missachtung 

demokratischer Ideale“95 vorwirft. Die Vorsitzende des Bischofsrats der 

United Methodist Church, Sharon A. Brown Christopher, begründet ihre 

Ablehnung eines präemptiven Schlags gegen den Irak mit der Bibel: „But a 

preemptive war by the United States against a nation like Iraq goes against 

the very grain of our understanding of the Gospel, our church’s teachings, 

and our conscience.”96 Die Bischöfin verweist insbesondere auf die 

Tradition der Methodisten: „However, ours has been historically a church 

seeking peace, justice, and reconciliation. Even as we acknowledge the need 

for military action as a means of self-defense demanded by highly unusual 

circumstances, our primary allegiance is to what we understand the basics of 

the Gospel of Jesus Christ require of us – grace, mercy, peace, justice, and 

love.“97 

Auch 40 prominente evangelikale Kirchenleiter aus den USA 

fordern Präsident Bush auf, sich vor einem Militärschlag gegen den Irak 

zuerst für einen Frieden zwischen Israel und den Palästinensern 

einzusetzen.98 

Die United Church of Christ (UCC), die als Friedenskirche gegen 

jegliche kriegerischen Handlungen ist, spricht sich kategorisch gegen einen 

Militärschlag gegen den Irak aus: „As United Church of Christ leaders 

committed to God’s reign of justice and peace in the world and to the just 

conduct of our nation, we firmly oppose this advance to war.”99 Als 

Begründung berufen sich die UCC-Kirchenführer auch auf die Unsicherheit 

über das wirklich vom Irak ausgehende Gefahrenpotential: „The case for a 

preemptive attack on Iraq has not been made. While Iraq’s weapons 

potential is uncertain, the death that would be inflicted on all sides in a war 

                                                 
94 ebd. 
95 SoBl Nr. 4 (26. Januar 2003), S. 1. 
96 Brown Christopher: Pastoral Letter on Iraq Situation (4. Oktober 2002). 
97 ebd. 
98 vgl. ebd. 
99 UCC: Statement (13. September 2002). 
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is certain. Striking against Iraq now will not serve to prevent terrorism or 

defend our nation’s interests. We fear that war would only provoke greater 

regional instability and lead to the mass destruction it is intended to 

prevent.”100 

Die Ursachen für den Krieg sieht die UCC in der US-amerikanischen 

Gesellschaft angelegt. Pfarrer Ron Stief, Leiter des Washingtoner Büros von 

UCC, zählt auf: „Der Massenkonsum von Gütern, die Diskriminierung der 

armen Länder durch unsere Finanzinstitute, die immensen Profite, die durch 

Krieg gewonnen werden, Rassismus und Brutalität der Polizei in 

Wohngebieten der Farbigen, die Anti-Einwanderer-Gesetze, die örtlichen 

Bürgerwehraktionen gegen Schwule und Lesben – dies sind alles Merkmale 

einer Nation, die bereit ist, in den Krieg zu ziehen und einen Militärschlag 

gegen jedes Volk überall und zu jeder Zeit auszuführen.“101 Bemerkenswert 

ist, dass der in den deutschen Kirchen relativ junge Begriff des „gerechten 

Friedens“ in der UCC schon Anfang der 70er-Jahre auftaucht. Robert V. 

Moss, Vizepräsident der UCC, schreibt 1971 im United Church Herald 

supplement: „Although the doctrine of the ‘just war’ is a venerable one in 

the church, it is becoming increasingly clear that the classical criteria which 

the theologians have used to classify wars as ‘just’ or ‘unjust’ will no longer 

serve. In our kind of world, war has become dysfunctional. We now need to 

put as much effort into defining a just peace as we have done in the past in 

defining a just war.”102 The Peace Theology Development Team der United 

Church of Christ versteht 1986 den gerechten Frieden so: „In defining a Just 

Peace, or shalom, as the presence and interrelation of friendship, justice, and 

common security from violence, we commit ourselves to seek these goals. It 

is the task of our nation, and all nations of the world, to structure themselves 

so as to produce friendship, justice, and common security from violence.”103 

Erstaunlich ist, dass im US-amerikanischen Bereich der Zusammenhang 

zwischen Frieden und Gerechtigkeit so viele Jahre vor der Diskussion über 

den „gerechten Frieden“ in den Deutschen Kirchen gesehen wird. 

                                                 
100 ebd. 
101 Stief: Irak-Forum der EKiR (2. Oktober 2002), S. 19. 
102 Thistlethwaite (1986), S. [I]. 
103 a. a. O., S. 130f. 
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Unterstützung erhält Bush für seinen Kurs dagegen von konservativ-

evangelikalen Kreisen, von denen ein „dröhnendes Ja“104 zum Krieg kommt. 

Richard Land, Sprecher der Southern Baptist Convention, der mit mehr als 

16 Millionen Mitgliedern größten Kirche in den USA, hält diesen Krieg 

auch für einen Christen für vertretbar. In einem Aufsatz wendet er die 

klassischen Kriterien der Lehre vom gerechten Krieg auf den derzeitigen 

Konflikt an. In allen Punkten sieht Übereinstimmung, sogar im umstrittenen 

Punkt, dass der Militäreinsatz nicht von der Vereinten Nationen beschlossen 

worden sei: „However, as American citizens we believe that, however 

helpful a U.N. Security Council vote might be, the legitimate authority to 

authorize the use of U.S. military force is the government of the United 

States and that the authorizing vehicle is a declaration of war or a joint 

resolution of the Congress.”105 

Auch in einem deutschsprachigen Zeitungsbeitrag beurteilt Land den 

Irak-Krieg nach den Kriterien der bellum-iustum-Lehre und bedient sich 

dabei – ähnlich wie Präsident Bush – einer religiösen Terminologie: „Einen 

gerechten Krieg zu führen ist ein Akt christlicher Nächstenliebe. Das Ziel 

ist, die von Gott auferlegte Pflicht des Staates zu erfüllen. Das Böse muss 

bestraft und in Schranken gehalten, das Gute belohnt werden. Die Politik 

der Bush-Regierung gegenüber Saddam Hussein passt in das Konzept eines 

gerechten Krieges. Die Zeit für Gewalt ist gekommen.“106 Land beruft sich 

in seiner Argumentation sogar auf Dietrich Bonhoeffer: „Der Theologe 

Bonhoeffer wollte den Dienst an der Waffe verweigern. Doch die Hybris 

des Diktators [sc. Hitler] brachte ihn dazu, sich an Umsturzplänen und 

einem Attentatsversuch zu beteiligen.“107 Land verkennt dabei, dass es bei 

Bonhoeffer nicht um einen Krieg, sondern um Gewaltanwendung gegen 

eine Person ging. 

In einem E-Mail-Disput mit dem Berliner Bischof Wolfgang Huber 

begründet er das Recht der USA auf einen preemptive strike gegen den Irak 

mit den Waffen des Gegners: „Wenn man es aber mit 

Massenvernichtungswaffen zu tun hat, kann man nicht auf ‚rauchende 

                                                 
104 Thielmann: RM Nr. 11 (13. März 2003), S. 29. 
105 Land: Aufsatz (6. Februar 2003). 
106 Land: RM Nr. 7 (13. Februar 2003), S. 28. 
107 ebd. 
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Waffen’ warten. Denn eine noch rauchende Waffe ist eine, die bereits 

abgefeuert wurde, die Tod und Zerstörung verbreitet hat. Es reicht, dass die 

Waffe geladen, gespannt und auf uns gerichtet wurde. Wenn das der Fall ist, 

haben wir das Recht zu verhindern, dass die Waffe auch noch abgedrückt 

wird.“108 Da ist der deutsche Bischof, damals noch nicht EKD-

Ratsvorsitzender, ganz anderer Meinung: „Das Vorhandensein einer realen 

Bedrohung rechtfertigt nicht selbst schon die Anwendung von Gewalt.“109 

Er mailt über den Atlantik, dass nicht nur prinzipielle Pazifisten einen 

Präventivkrieg gegen den Irak ablehnten: „Auch diejenigen, welche die 

Möglichkeit eines Militäreinsatzes als letztes Mittel nicht ausschließen 

würden, tun es – er würde den Anforderungen der Lehre vom ‚gerechten 

Krieg’ widersprechen.“110 

Land antwortet mit einer recht eigenwilligen Bibelauslegung: „Das 

Ziel der Bibel ist nicht Frieden – es ist Gerechtigkeit. Jesu Ziel ist nicht 

Friede, es ist Gerechtigkeit.“111 Der Reverend begründet auch die 

Todesstrafe mit einem Verweis auf die Bibel – auf das 13. Kapitel des 

Römerbriefs: „Die Bibel sagt, dass Gott der Obrigkeit aufgetragen hat, 

Übeltäter zu bestrafen und diejenigen zu belohnen, die das Rechte tun. 

Daher habe ich das Recht, von der Obrigkeit zu erwarten, dass sie Sie dafür 

tötet, dass Sie meine Frau getötet haben. Ich glaube, dass die Todesstrafe 

dafür angemessen wäre.“112 Diese Sichtweise aus einem konstruierten 

Kriminalfall unter Privatpersonen überträgt der Baptist auch auf den 

Umgang unter Staaten: „Ich glaube, es gibt einfach zu viele Christen, die 

sich in das hineinsteigern, was man als ‚vorwegnehmende Versöhnung’ 

bezeichnen könnte. Sie glauben, dass ein Feind immer versöhnt werden 

kann – dass er eigentlich ein netter Typ ist. Damit unterschätzt man völlig 

die Macht des Bösen. Saddam Hussein ist böse.“113 

Huber thematisiert in seiner Replik die in Lands Ausführungen 

sichtbar gewordene Diskrepanz zwischen Frieden und Gerechtigkeit: „Ihre 

Überlegungen ... sind offensichtlich nicht bestimmt von dem Ziel eines 

                                                 
108 Huber & Land: eMail-Disput der Deutschen Welle (Februar 2003), S. 2. 
109 ebd. 
110 ebd. 
111 a. a. O., S. 3. 
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gerechten Friedens, sondern von dem Gegensatz zwischen Frieden und 

Gerechtigkeit. Doch was für eine Gerechtigkeit ist das? Offensichtlich die 

Gerechtigkeit der Rache, der Vergeltung.“114 Hier werden zwei 

verschiedene theologische Auffassungen von Gerechtigkeit offenbar: Zum 

einen bei Land die distributive Gerechtigkeit, die sich „in der gerechten 

Zumessung von Lohn und Strafe“115 durch Gott als Richter erweist und die 

den jungen Mönch Martin Luther so beunruhigt hatte. Zum anderen bei 

Huber die von Luther nach seinem sog. reformatorischen Durchbruch als 

Gabe Gottes verstandene iustitia Dei, durch die die Menschen von Gott 

gerechtfertigt werden. 

Die Baptisten sind sich indes nicht einig über die Beurteilung des 

Krieges. Der Konvent der Pastorinnen und Pastoren des Bundes 

Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland, einer Gemeinschaft 

der Baptisten- und Brüdergemeinden, spricht sich im Februar 2003 gegen 

die Kriegsbefürwortung führender Baptisten in den USA aus: „Mit 

Bestürzung haben wir zur Kenntnis genommen, wie sich leitende Baptisten 

und andere führende Evangelikale in den USA abfällig über den Islam 

geäußert und für einen sogenannten ‚gerechten Krieg’ gegen den Irak 

ausgesprochen haben.“116 Die beiden Präsidenten der deutschen Baptisten, 

Siegfried Großmann und Raimund Utsch, appellieren vergeblich an die 

Baptisten der Südstaaten: „Christen und vor allem Baptisten sollten niemals 

die Idee eines Krieges unterstützen.“117 

Aber auch Baptisten in den USA lehnen den strammen Kurs der 

Südstaatler ab. Der prominenteste von ihnen ist der ehemalige US-Präsident 

Jimmy Carter, der zur Gruppe der Kooperativen Baptistengemeinschaft 

gehört.118 Bob Edgar, Generalsekretär des Nationalen Kirchenrates der 

USA, ist sogar der Ansicht, „dass weite Bereiche des amerikanischen 

Volkes und der Kirchen gegen den Krieg sind“119. 

2004 führen diese Meinungsverschiedenheiten zur Spaltung des 

Baptistischen Weltbundes. Im 99. Jahr ihres Bestehens verliert die 

                                                 
114 a. a. O., S. 4. 
115 Schwarz (1998), S. 42. 
116 Konvent der Pastorinnen und Pastoren des BEFG (26. Februar 2003). 
117 Thielmann: RM Nr. 11 (13. März 2003), S. 29. 
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119 Edgar: Interview in La Riforma (27. Februar 2003). 
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konfessionelle Weltorganisation ihr größtes Gründungsmitglied, die 

Southern Baptists der USA. „Der Hintergrund ist ein konservative 

Kehrtwendung in der größten evangelischen Kirche der USA“120, vermutet 

Wolfgang Thielmann. „Für zusätzlichen Ärger sorgte, dass Repräsentanten 

des Weltbundes den Irakkrieg ablehnten, während die Führer der Südlichen 

Baptisten (…) entschieden verteidigten, wofür ihnen Präsident Bush jetzt 

per Video dankte.“121 

 

3.3.4 Die Kirchen in Europa 

Die Reaktionen der Kirchen im Vereinigten Königreich sind im Gegensatz 

zu denen in den USA einhellig gegen den Krieg gerichtet. Die Bischöfe der 

Church of England beschäftigen sich in einer Eingabe an das Unterhaus sehr 

dezidiert mit dem drohenden Krieg gegen den Irak. In dem 50-seitigen 

Papier reflektieren sie den historischen Hintergrund, diskutieren die 

Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins von Massenvernichtungswaffen im 

Irak und versuchen, die US-Politik der Stärke zu verstehen. Anhand der 

klassischen Kriterien des gerechten Kriegs erwägen sie die Legalität des 

Militäreinsatzes. Dabei kommen sie zu folgenden Ergebnissen: 

• We affirm the Government’s stated policy of disarming Iraq of its weapons of mass 
destruction (WMDs). Unfettered and unhindered access must be gained for the UN 
weapon inspectors, in order to facilitate the identification and destruction of Iraq’s 
WMD in compliance with all relevant UNSC resolutions. 

• We hold that the primary international concern remains Iraq’s blatant disregard of the 
UN and its authority as expressed in relevant United Nations Security Council 
resolutions (UNSC). Any unilateral action to enforce Iraq’s compliance with such 
resolutions risks further undermining the credibility and authority of the UN. 

• We recognize that in those instances where diplomatic and economic pressure fail to 
ensure compliance with UNSC resolutions, military action can sometimes be justified 
as a last resort to enforce those resolutions. 

• We nonetheless hold that to undertake a preventive war against Iraq at this juncture 
would be to lower the threshold for war unacceptably. 

• We believe that if military action were to be considered as a last resort, the outcome in 
terms of suffering on all sides could be immense, with widespread and unpredictable 
environmental, economic and political consequences. There would also be implications 
for inter faith relations. We therefore urge that these concerns should be central to all 
political and military planning.122 

Der Erzbischof von Westminster, Cormac Murphy-O’Connor, warnt vor 

den Folgen des Krieges: „Even a decisive and ‚successful’ war would create 

                                                 
120 Thielmann: RM Nr. 26 (24. Juni 2004), S. 25. 
121 ebd. 
122 Church of England, Archbishops Council: Submission by the House of Bishops to the 
House of Commons (9. Oktober 2002). 
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swaths of new victims and tend to deepen existing patterns of hostility.”123 

Das sei aber nicht zu vereinbaren mit dem Katechismus der Katholischen 

Kirche, in dem es heiße: „The use of arms must not produce evils and 

disorder graver than the evil to be eliminated.”124 

Rowan Williams, Erzbischof von Canterbury, wehrt sich gegen den 

Vergleich der Situation von 2002 mit 1938, als die Appeasement-Politik des 

damaligen britischen Premiers Chamberlain mit zum Erstarken von Hitler-

Deutschland beitrug. „Don’t call us appeasers for hesitating at war with 

Iraq”125 hat Williams einen Beitrag in der Internet-Ausgabe des Daily 

Telegraph überschrieben. Er nennt darin einen entscheidenden Unterschied 

der aktuellen Lage im Vergleich mit der Zeit vor Ausbruch des Zweiten 

Weltkriegs: „But we went to war to honour the needs of those with whom 

we were bound by treaty. What is not clear at the present is how far the Iraqi 

people are clamouring for our intervention. Far clearer is the regional fear – 

panic would not be too strong a word – at the prospect of war.”126 

Nach einem privaten Treffen geben die Erzbischöfe von 

Westminster und Canterbury, Murphy-O’Connor und Williams, ein 

gemeinsames Statement zum Irak heraus. Darin bezweifeln sie die 

moralische Legitimität eines Krieges, stellen aber auch Forderungen an die 

irakische Regierung: „The events of recent days show that doubts still 

persists about the moral legitimacy, as well as the unpredictable 

humanitarian and political consequences, of a war with Iraq. We recognize 

that the moral alternative to military action cannot be inaction, passivity, 

appeasement or indifference. It is vital therefore that all sides in this crisis 

engage, through the United Nations – fully and urgently – in a process, 

including continued weapons inspections, that could and should render the 

trauma and tragedy on weapons of mass destruction. We strongly urge the 

government of Iraq to demonstrate forthwith its unequivocal compliance 

with UN resolutions on weapons of mass destruction.”127 

Auf der Generalsynode der anglikanischen Kirche am 25. Februar 

2003 in London gibt es für einen Beschluss gegen einen Irak-Krieg ohne 
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UN-Mandat eine große Mehrheit der Bischöfe und Kirchenvertreter.128 Auf 

Antrag des Erzbischofs von York, David Hope, billigt die Versammlung das 

Statement von Murphy-O’Connor und Williams vom 20. Februar 2003 und 

fügt noch hinzu, „that this Synod … in particular, affirm that decisions 

about how to secure the disarmament of Iraq within the framework of 

international law must be through the United Nations”129. 

Auch in der Schweiz spricht sich die Kirche strikt gegen einen Irak-

Krieg aus. Der Rat des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes 

(SEK) schreibt: „Ein Krieg fände seine zahlreichen Opfer in erster Linie in 

den Reihen der Bevölkerung. Betroffen wären nicht nur die direkt im Krieg 

Verletzten und Getöteten, sondern auch all jene, die unter den fatalen 

(sozialen, gesundheitlichen und wirtschaftlichen) Folgen des Krieges zu 

leiden hätten.“130 Auch aus politischen Gründen sagt der SEK Nein zum 

Krieg: „Wo keine akute Angriffsdrohung, sondern eine wahrscheinliche, 

jedoch diffuse Unsicherheit vorliegt, muss die geltende Norm des 

Gewaltverbots aufrecht erhalten werden, soll das Völkerrecht nicht 

untergraben werden. Darüber hinaus wendet sich der Rat des SEK vehement 

gegen eine nicht von der UNO sanktionierte Aktion, die einen gravierenden 

Verstoß gegen die Staatengemeinschaft bedeuten würde.“131 

Bei einer interreligiösen Feier im Berner Münster wenden sich die 

Kirchenführer der wichtigsten in der Schweiz vertretenen Religionen an die 

Öffentlichkeit: „Wir bezeugen den gemeinsamen Glauben an den Einen 

barmherzigen Gott der Liebe, der Gerechtigkeit und des Friedens. Dieses 

Zeugnis von Gott ist unvereinbar mit dem Aufruf zum gegenseitigen Hass 

und zum Krieg. Die Legitimation eines Krieges mit religiösen Argumenten 

zeugt von einem falschen Gottesverständnis. Es gibt deshalb auch nicht für 

einen drohenden Krieg im Irak eine religiöse Rechtfertigung. Krieg soll 

nach Gottes Willen nicht sein.“132 Unterzeichnet haben den Aufruf Pfarrer 

Thomas Wipf, Präsident des Rates des Schweizerischen Evangelischen 

Kirchenbundes, Bischof Amadée Grab, Präsident der Schweizer 

Bischofskonferenz, Bischof Fritz-René Müller von der Christkatholischen 
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Kirche der Schweiz, Alfred Donath, Präsident des Schweizerischen 

Israelitischen Geme8indebundes und Farhad Afshar, Co-Präsident der 

Koordination Islamischer Organisationen Schweiz. 

Mit der Spanischen Bischofskonferenz wenden sich die Oberhirten 

eines Landes der „Koalition der Willigen“ gegen den Irak-Krieg und bittet 

„zu bedenken, welche fürchterlichen Folgen ein internationaler 

Militäreinsatz für die Zivilbevölkerung des Irak, für das Gleichgewicht im 

ganzen Nahen Osten und für die globale Stabilität nach sich zieht“133. 

Gleichzeitig wenden sich die Bischöfe aber auch an die irakische Regierung 

und „ersucht auch die verantwortlichen Politiker in Bagdad, mit der 

internationalen Staatengemeinschaft voll zusammenzuarbeiten und so einen 

Krieg zu vermeiden“134. 

 

3.3.5 Orthodoxe Kirchen 

Die orthodoxen Bischöfe in Deutschland, die das Ökumenische Patriarchat 

sowie die Russische, Serbische, Rumänische und Bulgarische Orthodoxe 

Kirche vertreten, erinnern zu Beginn ihres Mahnwortes zum Irak-Konflikt 

daran, dass sie vier Jahre zuvor beim NATO-Einsatz in Jugoslawien vor 

dem Einsatz militärischer Gewalt gewarnt hätten: „Die Ereignisse haben uns 

recht gegeben: Um ein – vermeintliches oder wirkliches – Unrecht zu 

bekämpfen, wurde neues Unrecht zugelassen, ja durch den Krieg erst 

ermöglicht. Nun scheint es so, als würde ein neuer Krieg unabsehbaren 

Ausmaßes unseren Planeten bedrohen, nämlich der Angriff auf den Irak.“135 

Die Bischöfe erwähnen, „dass das Regime im Irak seinen Teil Schuld an der 

Entwicklung trägt“136 Im Interesse der Menschen, die dort leben, sei ein 

Krieg aber nicht zu verantworten: „Dem schon seit Jahren unter einer 

humanitären Katastrophe großen Ausmaßes leidenden irakischen Volk 

würde im Falle eines Krieges weiteres unermessliches Leiden und Sterben 

und eine politisch nicht zu kalkulierende Zukunft bevorstehen.“137 
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Im letzten Teil des Textes schließen die Bischöfe dann wiederum 

einen Krieg nicht ganz aus, jedoch nur unter sehr strengen Bedingungen: 

„Ein Krieg kann nicht gerechtfertigt werden, solange es auch nur die 

geringste Möglichkeit zu einer anderen Lösung der strittigen Fragen gibt. 

Dazu gehört auch, dass die UN-Waffeninspekteure ihre Arbeit vollständig 

abschließen können. Jede Form eines Präventivschlages, der erfolgt, bevor 

jede, auch die geringste und aussichtslos erscheinende Chance zu einer 

friedlichen Lösung vergeblich genutzt worden ist, aber muss verurteilt 

werden.“138 

 

 

3.4 Der Irak-Krieg 

3.4.1 Gemeinsame Erklärungen von Kirchenführern 

Bereits am Tag des Kriegsausbruchs, am 20. März 2003, wenden sich die 

christlichen Kirchen in Deutschland in einer gemeinsamen Erklärung an die 

Öffentlichkeit. „Dieser Krieg ist Ausdruck des Scheiterns der Politik“139, 

erklären Karl Lehmann, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, der 

EKD-Ratsvorsitzende Manfred Kock und der Vorsitzende der 

Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK), Walter Klaiber. Die drei 

Kirchenführer äußern Verständnis für die Verletzung des Sicherheitsgefühls 

der USA, empfinden den Krieg aber – in wörtlicher Übereinstimmung mit 

Papst Johannes Paul II. – als „Niederlage der Menschheit“140. In politisch 

wohlausgewogenen Worten tadelt die Erklärung das Regime in Bagdad und 

anerkennt die politischen Werte der kriegführenden Nationen USA und 

Großbritannien. Dennoch meldet sie Widerspruch gegen den Krieg an: 

„Denn wir sehen keine ethische oder völkerrechtliche Rechtfertigung für 

ihn.“141 Die Kirchenführer blicken aber auch nach vorne und erinnern die 

Konfliktparteien an die Pflicht, „die Zivilbevölkerung während der 

Kampfhandlungen soweit wie nur irgend möglich zu schonen“142. Sie rufen 
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dazu auf, alle Mittel der Politik auszuschöpfen, um dem Krieg ein rasches 

Ende zu bereiten. Auch in dieser ausgewogenen Stellungnahme wird wieder 

der interreligiöse Dialog angesprochen: „In dieser Stunde zeigt sich auch 

erneut die Bedeutung des Gesprächs mit unseren muslimischen Nachbarn 

vor Ort und in der Welt.“143 

Auf nationaler Ebene gibt es auch gemeinsame Erklärungen der 

christlichen Konfessionen, die auch als äußeres Zeichen für Fortschritte in 

der Ökumene gedeutet werden können. Am weitesten gediehen ist die 

konfessionsübergreifende Zusammenarbeit in Niedersachsen und Bremen, 

wo alle evangelischen und katholischen Bischöfe der Landeskirchen und 

Diözesen dieser beiden Bundesländer schon am Tag des Kriegsausbruchs 

einen gemeinsamen Aufruf zum Friedensgebet veröffentlichen. Darin wird 

zuerst das Gefühl des Scheiterns ausgedrückt: „Nun ist zu unserem 

Entsetzen eingetreten, was viele durch Diplomatie und durch Gebete zu 

verhindern gehofft hatten. Die Sehnsucht nach Frieden, die Hoffnung auf 

ungeteilte Solidarität, das Eintreten für Gerechtigkeit sind im Irak und 

weltweit verdunkelt. Wir alle sind gescheitert: Politik und Militär, die 

Verantwortlichen in den USA und im Irak, in der UNO und ihren 

Mitgliedsnationen.“144 Dieses Scheitern ist für die Bischöfe Ausgangspunkt 

für ein Anrufen Gottes und zum Gebet. Dabei denken die Unterzeichner an 

die Opfer auf beiden Seiten der Kriegsparteien: „Deshalb beten wir für die 

Zivilbevölkerung im Irak, im Nahen und Mittleren Osten, die mit Krieg 

konfrontiert ist. Wir beten für die verwundeten und sterbenden Soldaten auf 

allen Seiten. Wir beten mit den Müttern, Vätern und allen Angehörigen, die 

in Angst und Trauer sind.“145 Das Gebet ist für die Bischöfe die Verbindung 

zu den Angehörigen anderer Religionen: „Wir wissen uns in unserem Gebet 

um Frieden auch in Gemeinschaft mit Menschen jüdischen und 

muslimischen Glaubens in unserem Land. Solches Gebet kann ein Zeichen 

sein für weltweite Solidarität und den Anspruch der Gerechtigkeit, die uns 

zur Umkehr zum Frieden befähigt und ermutigt.“146 

                                                 
143 ebd. 
144 Käßmann et al.: Aufruf zum Friedensgebet (20. März 2003). 
145 ebd. 
146 ebd. 



32 

Aus Bremen kommt am Tag des Kriegsausbruchs noch eine eigene 

gemeinsame Stellungnahme der evangelischen und katholischen Kirche, die 

vom Schriftführer in der Bremischen Evangelischen Kirche, Pastor Louis-

Ferdinand von Zobeltitz und Propst Ansgar Lüttel von der Katholischen 

Kirche Bremen verfasst wurde. „Für diesen Krieg gibt es keine Gründe, die 

vor einer christlichen Friedensethik bestehen könnten“, heißt es. „Deswegen 

waren und sind sich Christen aller Konfessionen einig in ihrem Nein zu 

diesem Krieg.“147 Die Bremer Kirchenvertreter beteuern ihre Gegnerschaft 

zu Saddam Hussein: „Auch wir wünschen uns, er solle seine Macht aus der 

Hand geben. Der Krieg ist dazu aber ein untaugliches Mittel.“148 Ein 

taugliches Mittel wird in der kurzen Erklärung aber nicht genannt. 

Eine gemeinsame Erklärung der evangelischen und katholischen 

Bischöfe kommt am 20. März 2003 auch in Baden-Württemberg zustande. 

Sie ist wesentlich politischer als der Text aus Niedersachsen und Bremen, 

denn gleich zu Beginn steht eine eindeutige Bewertung: „Angesichts der 

Ereignisse im Irak erneuern wir unsere Ablehnung dieses Präventivkrieges. 

Dieser Krieg ist eine Brüskierung der UNO und der völkerrechtlichen 

Vereinbarungen.“149 Die Bischöfe aus dem Südwesten nehmen eindeutig 

Partei („Wir stehen nicht auf Seiten derer, die Krieg führen.“), wollen das 

aber nicht als „Ausfluss einer antiamerikanischen Haltung“ verstanden 

wissen. Sie setzen sich in differenzierter Weise dafür ein, nicht „den Irak“ 

als böse anzusehen: „Es ist uns in dieser Situation wichtig, im Irak zwischen 

einem verbrecherischen Regime und dem Volk zu unterscheiden.“150 Ohne 

Namen zu nennen, erbeben sie „Einspruch und Protest dagegen, dass mit 

religiöser Sprache und einem entsprechenden ‚Sendungsbewusstsein’ 

kriegerische Handlungen legitimiert werden sollen“151. 

Auch der katholische und evangelische Militärbischof wenden sich 

in einer gemeinsamen Erklärung an die Öffentlichkeit. „Die Kirchen haben 

vor diesem Krieg gewarnt. Er widerspricht ihren friedensethischen 

Überzeugungen“, schreiben Walter Mixa und Hartmut Löwe. „Wir 

                                                 
147 Zobeltitz & Lüttel: Erklärung (20. März 2003). 
148 ebd. 
149 Fischer et al.: Gemeinsame Erklärung der Kirchen Baden-Württembergs (20. März 
2003). 
150 ebd. 
151 ebd. 
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Militärbischöfe sehen die Not der leidenden Menschen und beten für ein 

rasches Ende der Kriegshandlungen.“152 

Als „unmoralisch, rechtswidrig und unklug“153 verurteilt ÖRK-

Generalsekretär Konrad Raiser den von den USA, Großbritannien und 

Spanien eröffneten Krieg und mahnt: „Kriege können nicht gewonnen 

werden, nur der Frieden.“154 Die Erklärung des Weltkirchenrates versäumt 

es, auf die Bedrohung des Friedens durch den Irak hinzuweisen. Sie ruft 

lediglich „alle Konfliktparteien einschließlich des Irak auf, an ihrer 

Verpflichtung zur Einhaltung der Menschenrechte im Rahmen des 

humanitären Völkerrechts festzuhalten“155. Die Stärke dieser Stellungnahme 

ist es, dass sie auf mögliche Folgen für das Verhältnis der Religionen 

hinweist: „Die Tatsache, dass die einzige Supermacht zusammen mit 

ehemaligen europäischen Kolonialmächten beschließt, im Alleingang gegen 

ein Land mit muslimischer Mehrheit vorzugehen, ist politisch gefährlich, 

kulturell unklug und übersieht die zunehmende Bedeutung von Religion und 

Kultur für die politische Identitätsbildung vieler Menschen. Wir befürchten, 

dass dieser Krieg Klischees bedienen und verstärken wird und dass er in 

vielen Teilen der Welt das Bild eines Westens festigen wird, der von 

Kolonialismus und Kreuzzügen geprägt ist.“156 Raiser erinnert angesichts 

der Angst um den Frieden unter Hinweis auf Jes 54,10 daran: „Gott vergisst 

sein Volk nicht.“157 

Die Kommission der katholischen Bischofskonferenzen der 

Europäischen Gemeinschaft (COMECE) wendet sich am 27. März in einer 

Stellungnahme an die Öffentlichkeit, die die Religionen aus dem Krieg 

heraushalten will: „Dieser Konflikt ist kein Konflikt zwischen Religionen, 

und der Name Gottes darf nicht angerufen werden, um Krieg und Gewalt zu 

rechtfertigen.“158 Ausdrücklich gelobt wird das humanitäre Engagement der 

EU: „Dieser Einsatz für die Opfer des Krieges ist ein wichtiger Schritt für 

eine gerechte Ordnung in der Region.“ Die Bischöfe lenken den Blick aber 

                                                 
152 Mixa; Löwe: Wort der Militärbischöfe (21.März 2003). 
153 Raiser: Erklärung des Weltkirchenrates (20. März 2003), in: epd-Doku 15/03, S. 5. 
154 a. a. O., S. 7. 
155 a. a. O., S. 6. 
156 ebd. 
157 ebd., vgl. Jes 54,10: „Denn es sollen wohl Berge weichen und Hügel hinfallen, aber 
meine Gnade soll nicht von dir weichen, und der Bund meines Friedens soll nicht hinfallen, 
spricht der Herr, dein Erbarmer.“ 
158 COMECE: Frühjahrsvollversammlung in Brüssel (27.-28. März 2003). 
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auch auf den Konflikt im Heiligen Land. Sie ermutigen die EU, „ihre 

Bemühungen zu intensivieren, um eine dauerhafte Lösung für den Konflikt 

zwischen Israelis und Palästinensern zu finden“.159 Als Lösung für die 

Krisenherde der Welt favorisiert die COMECE ein System der „Global 

Governance“, in dem die Vereinten Nationen eine zentrale Rollen spielen 

müssten. Damit Europa hier seine Verantwortung wahrnehmen könne, seien 

„gute und auf gegenseitigem Respekt beruhende Beziehungen zwischen der 

Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika“160 

wesentlich. Wie dies angesichts der tief greifenden Differenzen wichtiger 

europäischer Staaten wie Deutschland und Frankreich mit den USA in der 

Irak-Frage umgesetzt werden soll, wird nicht erwähnt. 

 

3.4.2 Internationale Zusammenschlüsse 

Keith Clements, Generalsekretär der Conference of European Churches 

(CEC), einer Gemeinschaft von 126 orthodoxen, protestantischen, 

anglikanischen und altkatholischen Kirchen, verurteilt den Krieg: „In 

particular, we do not believe that all possible efforts have been made to find 

an alternative to war, and we regret that the UN weapon inspections team 

was not allowed to complete its task in Iraq.“161 Er stellt jedoch 

weitergehende politische Forderungen an die Mitgliedsstaaten der EU: „As 

Europeans, concerned about the political differences that have emerged in 

recent weeks, we must also urge the member states of the European Union 

to seek a more united approach to the problems of the wider world and to do 

all they can to ensure humanitarian aid to Iraq and the building of stability 

in the Middle East as a whole.“162 

Ein noch weiterer Bogen wird bei der 12. Vollversammlung der 

Conference of European Churches (CEC) im Juni 2003 in Trondheim 

geschlagen. Der Ausschuss für öffentliche Angelegenheiten spricht in 

seinem Bericht die im religiösen Erbe wurzelnden Konflikte an: „Häufig 

wird die Religion als Grund für die Probleme der Welt dargestellt. Als 

religiöse Gemeinschaften müssen wir zu einer friedlichen Lösung dieser 
                                                 
159 ebd. 
160 ebd. 
161 Clements, Keith: General Secretary of CEC on war on Iraq (20. März 2003). 
162 ebd. 
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Probleme beitragen.“163 Sorgen macht sich die Konferenz wegen der 

schlechten Wirtschaftslage im Mittleren Osten, sieht im Ergebnis des Irak-

Krieges aber eine Chance: „Trotz dieser Hoffnungslosigkeit stellt der Fall 

des Regimes von Saddam Hussein und die daraufhin erfolgten Schritte zur 

Belebung des Friedensprozesses im Mittleren Osten einen 

Hoffnungsschimmer für eine so bedrängte Region dar. Doch nur, wenn ein 

echt partizipatorisches politisches System entwickelt wird, in dem die 

ethnischen und religiösen Gruppierungen des Irak vertreten und beteiligt 

sind, kann im Irak eine dauerhafte und nachhaltige Nachkriegsregelung 

erreicht werden.“164 

Als einzigartig in der Kirchengeschichte bewertet beim KEK-Treffen 

der Osloer lutherische Bischof Gunnar Staalsett die Einigkeit zwischen 

Orthodoxen, Protestanten und Katholiken zum Irak-Krieg. Zugleich sieht er 

aber in der Unterstützung der Bush-Regierung durch „fundamentalistisch-

evangelikale Christen“ einen neuen Riss in der Haltung von Christen zum 

Einsatz von militärischer Gewalt.165 Bei der Vollversammlung gibt es aber 

auch eine ablehnende Stimme zum Nein der europäischen Kirchen zum 

Irak-Krieg. Anna Jacobsone von der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

Lettlands wirft der Friedensbewegung unter Hinweis auf die Sowjetdiktatur 

und das Hitler-Regime vor, ihre Proteste hätten „allein die USA und 

Großbritannien als Ziel gehabt, nicht jedoch einen der schlimmsten 

Diktatoren“166. Das ist ein Vorwurf, der auf viele kirchliche 

Stellungnahmen, die ausdrücklich auf die Gefährlichkeit von Saddam 

Hussein hingewiesen hatten, nicht zutrifft. 

Einen eindringlichen Appell, den Krieg zu beenden, richten die 

Verantwortlichen der christlichen Kirchen im Irak an die 

Entscheidungsträger der kriegführenden westlichen Staaten: „Habt Mitleid 

mit den Leiden aller Iraker, denen Medikamente und alles 

Lebensnotwendige fehlen! Hört auf, Raketen und Bomben zu schicken, und 

                                                 
163 CEC: Bericht des Ausschusses für öffentliche Angelegenheiten, 12. Vollversammlung in 
Trondheim (25. Juni - 2. Juli 2003), in: epd-Doku 31/03, S. 17. 
164 a. a. O., S. 19. 
165 vgl. epd-Basisdienst (29. Juni 2003), in: epd-Doku 31/03, S. 63. 
166 ebd. 



36 

setzt euch stattdessen zum Dialog an einen Tisch!“167 Dieser von 

Weihbischof Shlemon Warduni vom Chaldäischen Patriarchat von Bagdad 

übermittelte Text steht unter dem unmittelbaren Eindruck der 

Kriegsauswirkungen. Er begründet die Bitte nach dem Schweigen der 

Waffen mit Gottes Willen und wirft den Politikern der angreifenden Staaten 

Egoismus vor: „Hört auf die Stimme Gottes, der seinen Kindern die Liebe, 

die Geschwisterlichkeit und die Vergebung gebietet! Werdet nicht zu 

Auslösern von Zerstörung und Blutvergießen! Vergrößert nicht die Zahl der 

Waisen, Verstümmelten und Witwen nur um eurer persönlichen und 

egoistischen Interessen willen!“168 

In einer sehr ausführlichen Erklärung nimmt der Zentralausschuss 

des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) zum „widerrechtlichen 

Präventivangriff auf den Irak“169 Stellung. Er „verurteilt die 

Menschenrechtsverletzungen des vorangegangenen Regimes“170, bekräftigt 

aber seine Überzeugung, „dass der Krieg gegen Irak unmoralisch und 

unklug war und dass er gegen die Prinzipien der UN-Charta verstoßen 

hat“171. Der Zentralausschuss „begrüßt die mutige Haltung aller 

Mitgliedskirchen und insbesondere der Kirchen in den USA, in 

Großbritannien und Australien, die diesen Krieg ablehnen und unermüdlich 

für den Frieden arbeiten“172. Kritik übt das Gremium nicht nur an den 

Besatzern, sondern auch an den Vereinten Nationen. Es zeigt sich „bestürzt 

über die Beschlüsse, die der UN-Sicherheitsrat nach dem Krieg gegen den 

Irak fasste und in denen er von einer zeitlichen Befristung der Besatzung 

absah, den Vereinten Nationen ein ambivalentes Mandat erteilte und die 

Besatzungsmächte zur Rechts- und Finanzverwaltung des Irak befugte; 

diese Beschlüsse dürften die Rolle der Vereinten Nationen als wichtigstem 

Garanten des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 

beeinträchtigen.“173 

                                                 
167 Warduni: Erklärung von Verantwortlichen der christlichen Kirchen im Irak (28. März 
2003). 
168 ebd. 
169 ÖRK-Zentralausschuss: Sitzung in Genf (26. August bis 2. September 2003), S. 9. 
170 ebd. 
171 ebd. 
172 ebd. 
173 ebd. 
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Der Lutherische Weltbund verabschiedet auf seiner 

Vollversammlung im Juli 2003 in Winnipeg eine Resolution, die die 

Solidarität mit dem irakischen Volk zum Ausdruck bringt. Weiter wird 

erklärt, „dass der Krieg im Irak einmal mehr gezeigt hat, dass der Nahe 

Osten keinen Bedarf an weiteren Waffen hat – egal, ob sie lokal entwickelt 

oder durch Waffenkäufe beschafft erden, ob es sich um konventionelle oder 

andere Waffen handelt – sondern dass er vielmehr der Gerechtigkeit 

bedarf.“174 

In einer Schrift des Departments für Theology and Studies der 

Lutheran World Federation verneint Karen Bloomquist, dass der Irak-Krieg 

ein gerechter Krieg sei: „Using power to protect reasonable self-interests in 

the face of real and formidable threats may be appropriate, but pursuing 

inordinate self-interest at the expense of the wider global community of 

nations is morally objectionable. Most alarming are preemptive acts of war 

against those who pose no great, substantive threat to others. This fails to 

meet even the most minimal conditions for a ‘just war’.”175 

Der Generalsekretär des Baptistischen Weltbundes, Denton Lotz, 

verurteilt – im Gegensatz zu einigen führenden Baptisten der USA – den 

Krieg: „War is always a failure of humanity to achieve God’s will of peace 

and thus is a great sin!”176 Er denkt in seiner Stellungnahme schon an die 

Nachkriegszeit im Irak und an den Konflikt zwischen Israel und den 

Palästinensern: „May God grant the nations of the world moral integrity to 

unite in rebuilding Iraq and to find a permanent solution to the 

Israeli/Palestinian conflict which is at the root of so much turmoil and death 

in the Middle East!”177 

Der Zentralrat der Muslime in Deutschland verurteilt den Krieg 

gegen den Irak, „der Abertausende unschuldiger Menschen das leben kosten 

und die gesamte Region destabilisieren wird, aufs Schärfste“178. Er sieht 

darin „einen eklatanten Bruch mit allen Maßstäben des Völkerrechts, der 

Menschlichkeit und der ethischen Gebote aller Religionen“.179 In der 

                                                 
174 LBW: Resolution der Vollversammlung in Winnipeg (31. Juli 2003). 
175 Bloomquist (2003), S. 2. 
176 Lotz: Statement (21. März 2003). 
177 ebd. 
178 ZMD: Erklärung (20. März 2003). 
179 ebd. 
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Erklärung wird die Enttäuschung darüber zum Ausdruck gebracht, dass die 

USA ihrer Verantwortung als Weltmacht nicht gerecht geworden sei: 

„Gerade die Vereinigten Staaten von Amerika, als führende Macht in der 

Welt, sollten diese führende Rolle besonders in der Stärkung der Vereinten 

Nationen und in der Respektierung des Willens der Völkergemeinschaft 

sehen und nicht in deren Missachtung.“180 

In England geben die Vertreter der wichtigsten 

Religionsgemeinschaften ein gemeinsames Statement ab. Darin 

widersprechen der Erzbischof von Canterbury, Rowan Williams, der 

Erzbischof von Westminster, Cormac Murphy-O’Connor, der Free 

Churches Moderator David Coffey, der Chief Rabbi Jonathan Sacks, der 

Chairman of the Council of Mosques and Imams UK, Zaki Badawi und der 

Co-President of Churches Together in England, Esme Beswick, 

Behauptungen, der Irak-Krieg sei ein interreligiöser Krieg: „This is a 

conflict neither about religion nor between religions. We completely reject 

any attempt to misrepresent it in this way. As Christians, Jewish and 

Muslim religious leaders in this country, we believe that it is vital, amid so 

much uncertainty and turmoil, to resist any attempt to drive our 

communities apart.”181 

 

3.4.3 Die Kirchen in den USA 

Aus den USA kommen auch nach Kriegsbeginn religiöse Begründungen für 

den Krieg. Jack Graham, Präsident der Southern Baptist Convention, 

vereinnahmt zwei Bibelstellen für den Irak-Krieg. In einer Rede an die 

Gemeindeglieder sagt er: „In Scripture, we find comfort and wisdom for 

troubled times. Let me share with you two points we can address as a 

denomination while we step into this battle.”182 Völlig zusammenhanglos 

zitiert er Eph 6,12183 und leitet davon die Forderung nach einer religiösen 

Praxis ab, die Gott auf die Seite der USA ziehen will: „The war we are 

                                                 
180 ebd. 
181 Williams et al.: Joint Statement (21. März 2003). 
182 Graham: A Special Message (20. März 2003). 
183 Eph 6,12: „Denn wir haben nicht mit Fleisch und Blut zu kämpfen, sondern mit 
Mächtigen und Gewaltigen, nämlich mit den Herren der Welt, die in dieser Finsternis 
herrschen, mit den bösen Geistern unter dem Himmel.“ 
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facing is not simply a physical one. Each of us should be on our knees, 

praying for our nation, our president, and the military.”184 Graham spricht in 

Bezug auf Psalm 27 den Teufel an: „A terrorist’s greatest tool is fear. And 

Satan, the ultimate terrorist, will be trying harder than ever to paralyse us 

with fear so we are useless as witnesses.”185 

Auch bei der Jahresversammlung der Southern Baptist Convention 

wird ein positives Urteil über den Irak-Krieg abgegeben, was schon im Titel 

der verabschiedeten Erklärung deutlich wird: „Resolution No. 2 On the 

Liberation of Iraq“186. Gleich zu Beginn liefert der Text eine biblische 

Begründung für den Krieg: „Scripture commands individual Christians to 

love our enemies, but it also commands civil authorities to restrain evil and 

to punish evildoers through the power of the sword (Romans 13:1-5).”187 

Daraus folgt für die SBC die Rechtfertigung des Krieges: „The United 

States military led an international Coalition to free the Iraqi people from 

this cruel and unjust regime; and whereas, The 2002 Southern Baptist 

Convention called on the United States government to protect our people 

against rogue nations in their quest for weapons for mass destruction; and 

whereas, We believe Operation Iraqi Freedom was a warranted action based 

upon the historic principles of just war.”188 

Die United Church of Christ hingegen bedauert, dass die US-

Regierung den Krieg gewählt hat: „We continue to believe that there is a 

better way to resolve human conflict, that the logic of war, to the contrary, 

leads only to more war and more suffering.”189 

Die Vereinigte Methodistenkirche, die sich bereits vor Kriegsbeginn 

gegen einen Militäreinsatz ausgesprochen hatte, zieht zweieinhalb Jahre 

                                                 
184 Graham: A Special Message (20. März 2003). 
185 ebd.; vgl. Ps 27,1: „Der Herr ist mein Licht und mein Heil; vor wem sollte ich mich 
fürchten? Der Herr ist meines Lebens Kraft; vor wem sollte mir grauen?“ 
186 SBC: Resolution (18. Juni 2003). 
187 ebd.; Röm 13,1-5: „Jedermann sei untertan der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat. Denn 
es ist keine Obrigkeit außer von Gott; wo aber Obrigkeit ist, die ist von Gott angeordnet. 
Wer sich nun der Obrigkeit widersetzt, der widerstrebt der Anordnung Gottes; die ihr aber 
widerstreben, ziehen sich selbst das Urteil zu. Denn vor denen, die Gewalt haben, muss 
man sich nicht fürchten wegen guter, sondern wegen böser Werke. Willst du dich aber nicht 
fürchten vor der Obrigkeit, so tue Gutes; so wirst du Lob von ihr erhalten. Denn sie ist 
Gottes Dienerin, dir zugut. Tust du aber Böses, so fürchte dich; denn sie trägt das Schwert 
nicht umsonst: Sie ist Gottes Dienerin und vollzieht das Strafgericht an dem, der Böses tut. 
Darum ist es notwendig, sich unterzuordnen, nicht allein um der Strafe, sondern auch um 
des Gewissens willen.“ 
188 ebd. 
189 UCC: Collegium Statement (20. März 2003). 
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nach Kriegsbeginn eine ernüchternde Bilanz und fordert einen Zeitplan für 

den Truppenabzug: „Whereas, the continuing loss if Iraqi civilian lives, 

especially children, and the increasing death toll among United States and 

coalition military grieves the heart of God; and, Whereas, the premises 

advanced by the United States government for engaging in this war, namely, 

the presumption of weapons of mass destruction and alleged connection 

between Al Qaeda and Iraq have not been verified.”190 

Auch die katholischen Bischöfe der USA beklagen den hohen 

Blutzoll des Krieges: „Our Conference of bishops mourns the deaths of 

more than 2100 of our nation’s sons and daughters and of tens of thousands 

of Iraqis. We share the pain of the countless numbers of persons who have 

been injured and maimed and of those whose lives will never be the 

same.”191 Bischof Thomas G. Wenski, Chairman des USCCB Committee on 

International Policy, richtet seinen Blick auf das Ende der Irak-Mission: 

„Our nation’s military forces should remain in Iraq only as long as it takes 

for a responsible transition, leaving sooner rather than later.”192 

Bob Edgar vom National Council of Churches fordert die 

Schließung des Gefängnisses in Guantanamo: „We appeal again to the 

President and to the Secretary of State: bring this cruel and humiliating 

chapter to an end. Close the Guantanamo Bay facility immediately.”193  

Anlässlich des fünften Jahrestags des Irak-Kriegs zieht Michael 

Kinnamon, Generalsekretär des NCC, eine verheerende Bilanz: „Anyone 

can observe that US aggression is spawning new generations of 

terrorists“194. Der Irak-Krieg habe gerade nicht zu einer Erhöhung der US-

amerikanischen Sicherheit geführt, sondern erhöhe das Bedrohungspotential 

noch. Eine Lösung sieht er im Ausbau von wirtschaftlichen und sozialen 

Kooperationen mit den Entwicklungsländern: „US security depends […] on 

addressing the economic and social disparities that help fuel hatred of this 

nation.“195 

 

                                                 
190 UMC: Resolution (2. Oktober 2005). 
191 Wenski: Statement (12. Januar 2006). 
192 ebd. 
193 Edgar: Statement (11. Juni 2006). 
194 Michael Kinnamon: PM (12. März 2008). 
195 ebd.  
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3.4.4 Die Kirchen in Europa 

Die Evangelikale Allianz des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 

und Nordirland beklagt den Ausbruch des Krieges: „The Evangelical 

Alliance had always hoped that the recent crisis with Iraq would not result 

in war. Indeed, we have maintained that war should be the final resort and 

many believe that that moment in time had not yet been reached.”196 Der 

General Director der Evangelikalen Allianz, Joel Edwards, denkt bereits an 

die Zeit nach dem Krieg: „Looking forward to the moment when this 

conflict will be over and the rebuilding of the Iraqi community, we would 

plead that the humanitarian aid which will inevitably be required will be 

commensurate with the billions of dollars currently being expended on the 

war. We urge the world leaders to strenuously pursue all efforts to follow 

what has been described as ‘The Roadmap to Peace’ in the Middle East and 

in the interests of peace and stability would call on them to rebuild 

consensus within the United Nations.”197 

Auch die Church of England bedauert den Kriegsausbruch. Wie 

Edwards, so weist auch Tom Butler, Chairman of the Church of England’s 

Community and Public Affairs Unit, auf die Bedeutung das Israel/Palästina-

Konflikts hin: „In seeking to resolve this conflict and to provide the basis 

for a lasting and just peace in the region, the international community must 

revitalize the Middle East Peace Process, based on the twin principles of a 

secure Israel and a viable Palestinian state.”198 In einer späteren 

Veröffentlichung beurteilt die Public Affairs Unit der Church of England 

besonders den präemptiven Charakter des Krieges negativ: „From an ethical 

perspective the justice of a pre-emptive attack requires demonstrable and 

compelling evidence of the hostile intent and capability of a perceived 

aggressor. Moreover just war theory requires that other less belligerent 

means of averting the threat must have been considered and found wanting 

for good cause. Pre-emptive action can itself be destabilizing to and a 

breach of international peace. As a result it is crucial that states considering 

pre-emptive action have more that probable cause to believe they must 

                                                 
196 Evangelical Alliance UK: PM (20. März 2003). 
197 Edwards: PM (20. März 2003). 
198 Butler: PM (20. März 2003). 
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attack. Otherwise, questions will always be asked as to whether a pre-

emptive attack was itself nothing more than an act of aggression.199 

Der Erzbischof von Canterbury, Rowan Williams, macht sich über 

die Ursachen des Kriegsausbruchs Gedanken: „Much is made of the dangers 

of terror sponsored by ‘rough states’ – and it is a reasonable anxiety. In such 

an environment – though the terror itself is clearly repugnant and morally 

indefensible – the need for a clearly and commonly owned legitimation for 

action is greater not less.”200 Für die Entscheidung, Krieg zu führen, hat 

Williams Verständnis, wenn sich auch diese Situation nicht wiederholen 

solle: „We must get on with addressing some of the underlying weaknesses 

and moral inconsistencies that have led us to a situation where our leaders 

have concluded that we have no alternative to war. We must not easily 

travel that road again.”201 

Der Anglikanische Erzbischof von Irland, Robin Eames, beklagt das 

Scheitern des Dialogs und erinnert an die Erfahrungen mit Gewalt im 

Nordirland-Konflikt: „It marks the failure of humanity to succeed in 

reaching agreement by other means. History has taught us that lesson in 

Ireland. War and violence are a judgement of failure in human relations.”202 

Die Spanische Bischofskonferenz beklagt, dass „die 

unerschrockenen Anstrengungen des Heiligen Vaters zur Vermeidung 

dessen, was immer eine Niederlage für die Menschheit und ein Versagen 

der internationalen Staatengemeinschaft ist, nicht zum gewünschten 

Ergebnis geführt hat“203. Sie wünscht, dass im Irak „eine moralische, soziale 

und politische Ordnung, beruhend auf der Anerkennung der Würde des 

Menschen und seiner Grundrechte, auf welchen wirklicher und dauerhafter 

Friede geschaffen werden kann, wiederhergestellt wird“204. 

 

3.4.5 Orthodoxe Kirchen 

                                                 
199 Church of England, Public Affairs Unit: Veröffentlichung (9. Juni 2003). 
200 Williams: The Times (25. März 2003). 
201 ebd. 
202 Anglican Communion: News Service (20. März 2003). 
203 Spanische Bischofskonferenz: Note (20. März 2003). 
204 ebd. 
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Einer religiösen Begründung des Irak-Kriegs widersetzt sich der russische 

Patriarch Aleksij II. Er erinnert in seiner Stellungnahme an den Besuch 

einer Delegation der Russischen Orthodoxen Kirche gemeinsam mit 

russischen Muslimen in Bagdad: „This visit testified to the solidarity of the 

Russian faithful with the Iraqi people and showed that the use of force is not 

to be explained by the confrontations between Christianity and Islam and 

that this conflict has no religious roots.“205 An die Anti-Irak-Koalition 

appelliert das orthodoxe Kirchenoberhaupt: „Stop bloodshed! Make your 

best to prevent military actions from expanding. Resume peace negotiations. 

Spare thousands of innocent people. I call everyone, who is capable to 

contribute to the cessation of war, to make his best to put an end to it as 

soon as possible.“206 

Anastasios Kallis, Vorsitzender der Kommission der Orthodoxen 

Kirche in Deutschland, meldet sich mit einer sehr deutlich gegen US-

Präsident Bush gerichteten Stellungnahme zu Wort: „Millionen Menschen, 

die auf die Straßen gegangen sind, um gegen den Irak-Krieg zu protestieren, 

schauen entsetzt und ohnmächtig zu, wie die uneingeschränkt größte 

wirtschaftliche und militärische Macht der Welt ihren ‚demokratischen’ 

Messianismus mit geballter Wucht praktiziert. In der Hilflosigkeit ist man 

versucht, sich das Gleichgewicht der Vernichtungswaffen in der Zeit des 

Kalten Krieges zurückzuwünschen, als solche Alleingänge unmöglich 

waren.“207 Kallis richtet die Aufmerksamkeit auch auf andere Brennpunkte 

der Welt: „Dem aufmerksamen Beobachter des Weltgeschehens fallen 

zudem viele Ungereimtheiten auf, dass er an der Glaubwürdigkeit der 

moralischen Begründung des Krieges zweifeln muss. Ein Blick nach Afrika 

und Zentralasien, wo Diktaturen das Wohlwollen Amerikas genießen wie 

früher auch der Menschenverächter Saddam Hussein, zeigt, dass es den 

Kampf gegen Tyrannen selektiv führt. Ist der in der arabischen Welt 

vorherrschende Eindruck, dass Präsident Bush im israelisch-

palästinensischen Konflikt mit zweierlei Maß misst, falsch? Bei einer 

Supermacht, die sich über den Internationalen Strafgerichtshof stellt und ein 

Desinteresse an einer Biowaffen-Konvention zeigt, drängt sich der Gedanke 

                                                 
205 Aleksij II.: Statement des Patriarchen (20. März 2003). 
206 ebd. 
207 Kallis: Stellungnahme (März 2003). 
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auf, dass es im Feldzug gegen den Despoten von Bagdad nicht irrelevant ist, 

dass im Irak die zweitgrößten Erdölreserven der Welt liegen.“208 

 

                                                 
208 ebd. 


